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Rauchen erst ab 18
Es gab ungläubiges Staunen und einige Anrufe: Dürfen Ju-

gendliche wirklich nicht mehr in der Öffentlichkeit rauchen? 
„Klamm und heimlich“ hatten Bundestag und Bundesrat das 
Jugendschutzgesetz im neuen Nichtraucherschutzgesetz geändert 
und das Rauchverbot von 16 auf 18 Jahre heraufgesetzt, gültig 
ab September. Dies war aber kein Vorschlag aus der Jugend- und 
Familienpolitik, sondern von der Gesundheitspolitik diktiert 
worden (auch Seite 8).

Aus für Flatrate-Partys
Der Beschluss des Bund-Länder-Ausschusses „Gewerberecht“ 

zu Flatrate-Partys führt offensichtlich zu einer härteren Gangart 
der Kommunen gegenüber solchen Veranstaltungen. In Nürnberg 
ist erstmals einer Diskothek die Konzession vorübergehend 
entzogen worden. Im Rhein-Sieg-Kreis (NRW) wollen die 19 
Kommunen keine Räume für Flatrate-Partys zur Verfügung 
stellen (siehe Seite 8).

Computerspiele I: Die Ju-

gend- und Familienminis-

ter von Bund und Ländern 

wollen einen besseren 

Vollzug des Jugendme-

dienschutzes bei Com-

puterspielen erreichen. Dazu 

gehören stärkere Kontrollen 

beim Verkauf an Minderjährige, 

deutlichere Hinweise auf die 

Alterskennzeichen und Warnhin-

weise an den Kassensystemen.

Computerspiele II: Die Innenmi-

nisterkonferenz hat sich für ein 

„ausdrückliches Herstellungs- und 

Verbreitungsverbot“ virtueller 

Killerspiele ausgesprochen. Bei 

anderen Gewaltspielen soll künftig 

eine „sehr restriktive Altersfreiga-

be“ vorgenommen werden.

Selbstkontrolle: Die Unterhal-

tungssoftware Selbstkontrolle 

(USK) wird „strukturell neu auf-

gestellt“. Sie soll laut Bundesver-

band Interaktive Unterhaltungs-

software e.V. (BIU) als gemein-

nützige Gesellschaft außerhalb des 

jetzigen Trägervereins fjs (Berlin) 

„positioniert“ werden.

Alco-Cops: Arbeitslose will die 

Gesundheitsstadträtin in Berlin-

Neukölln auf Streife schicken, um 

den exzessiven Alkoholkonsum 

von Jugendlichen zu kontrollie-

ren. Dazu sollen ab 2008 bis zu 

60 Mitarbeiter täglich Kneipen, 

Diskotheken und Tankstellen 

aufsuchen und über die Bestim-

mungen informieren, berichtete 

der TAGESSPIEGEL.

Alkoholabgabe  
größtes Problem

Bei Jugendschutzkontrollen 
werden am häufigsten Verstöße 
bei der Alkoholabgabe an Ju-
gendliche und beim Aufenthalt 
in Discos festgestellt. Dies ist 
das Ergebnis einer Umfrage der 
AJS bei den kommunalen Ju-
gendämtern und Ordnungsäm-
tern in NRW (siehe Seite 4 f.)

Vorbeugen   
teurer als heilen?

Gegen die vorherrschende 
Meinung, dass immer mehr 
Prävention zu weniger Kosten 
führe, wandte sich der Dort-
munder Professor für Wirt-
schafts- und Sozialstatistik, 
Walter Krämer, im vergange-
nen Jahr in Köln (siehe Seite 
12 f.).
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FESTE FEIERN
und Jugendschutz

Anlässe zum  Feiern gibt 
es viele, vom traditionellen 
Schützenfest über die Disco 
im Jugendzentrum bis hin zur 
Aufstiegsfeier im Sportver-
ein. Damit das Fest ein Erfolg 
wird, müssen die Veranstalter 
eine Menge Verantwortung 
übernehmen und zahlreiche 
Vorschriften berücksichtigen. 
Dazu zählen auch die Regelun-
gen zum Jugendschutz. Diese 
können Sie jetzt in der neuen 
Broschüre nachlesen, z.B. über 
die Alkoholabgabe, die erzie-
hungsbeauftragte Person und 
über Zeitgrenzen.

Herausgeber Drei-W-Verlag, 
Essen. Bezug in NRW über die 
AJS mit Bestellschein auf Seite 
15. Schutzgebühr 1 Euro pro 
Exemplar.
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Vor 25 Jahren AJS FORUM 3 und 4 /1982
Vor einem Vierteljahrhundert gab es Themen, die auch heute noch aktuell sind 
und über die das AJS FORUM schon damals berichtete: Kampagne zur Einhal-
tung der Jugendschutzbestimmungen bei der Alkoholabgabe an Jugendliche...
Das Jugendamt der Stadt Neuß stellt 101 Anträge auf Indizierung von sog. 
Kriegsspielautomaten... Welche Kommune in NRW führt Kontrollen zum  
Jugendschutz durch (aus der Statistik 1980 des Landesamtes für Datenverarbei-
tung und Statistik NRW)...Neue Medien und Jugendschutz – ein Positionspapier 
der AJS zur damaligen Diskussion um die Einführung des privaten Fernsehens...

Was war? 

Computerspiele, Philip Morris und 
Schokoladenzigaretten

Gleich zu Beginn der Som-
merferien stürzte sich die Presse 
auf die Studie des Hans-Bredow-
Instituts (HBI), Hamburg, zum 
„Jugendschutzsystem im Bereich 
Video- und Computerspiele“. Der 
SPIEGEL und andere Zeitungen 
meldeten, dass die „staatliche 
Kontrolle von gefährlichen Com-
puterspielen offenbar mangel-
haft ist“. Laut HBI-Studie fehlen 
nachvollziehbare Kriterien für 
die Alterskennzeichnung von 
Computerspielen. Zudem werde 
in der Bewertung der Spiele das 
Suchtrisiko zu wenig berücksich-
tigt, wie auch das Potential angst-
auslösender Elemente. (Wie das 
HBI zu dieser Meinung kommt, 
sei mal dahingestellt.)

Die Meldung fachte die Debatte 
über die Computerspiele noch mal 
an. So forderte der Kulturstaats-
minister Bernd Neumann (CDU) 
laut WELT ein „grundsätzliches“ 
Verbot von sog. Killerspielen. Al-
lerdings könne man das Problem 
nicht nur mit Verboten lösen. „Wir 
müssen die Jugendlichen auch 
in die Lage versetzen, mit den 
neuen Medien, mit der Flut von 
Informationen via Internet oder 
Handy fertig zu werden“, zitiert 
ihn die Zeitung.

Verbesserung bei 
Computerspielen geplant

Offensichtlich als Reaktion auf 
den HBI-Bericht (www.hans-bre-
dow-institut.de) will die Bundes-
regierung mehr Computerspiele 
für Jugendliche verbieten, die als 

jugendgefährdend gelten. Künftig 
sollen nicht nur gewaltverherrli-
chende Spiele indiziert werden, 
sondern auch schon „gewaltbe-
herrschte Spiele“, wie man in 
WELT-ONLINE Ende Juni lesen 
konnte. Das Jugendschutzgesetz 
soll entsprechend verschärft wer-
den. Zudem sollen Testkäufer die 
Verbote des Jugendschutzgesetzes 
überwachen.

Gleichzeitig gab es Meldun-
gen, wonach die für die Prüfung 
der Alterskennzeichnung von 
Computerspielen zuständige USK 
(Unterhaltungssoftware Selbst-
kontrolle) in Berlin „strukturell 
neu aufgestellt“ werde. Nach ei-
nem Bericht von HEISE-ONLINE 
soll sie künftig nicht mehr beim 
Förderverein für Jugend und Sozi-
alarbeit (fsj) in Berlin angesiedelt 
sein, der als Träger der USK in 
Erscheinung tritt. Statt dessen 
werde die USK „als gemeinnüt-
zige Gesellschaft außerhalb des 
fsj zwischen Industrieverband und 
den Ländern positioniert“, bestä-
tigte der Bundesverband Interak-
tive Unterhaltungssoftware (BIU). 
Auch soll die Öffentlichkeitsarbeit 
verbessert und für mehr Transpa-
renz bei den Bewertungskriterien 
gesorgt werden.

Während die einen ein beson-
deres Verbot von „Killerspielen“ 
fordern und sich vor allem auf 
(zum Teil fragwürdige) Studien 
des Kriminologischen Forschungs-
instituts Niedersachsen (KFN) 
berufen, sehen andere zumindest 
einen komplexeren Zusammen-

hang zwischen Gewaltbereitschaft 
und dem Spielen gewalthaltiger 
Spiele. Dabei verweisen sie bei-
spielsweise auf den Einfluss an-
derer Medien, wie dem Fernsehen, 
und auf den sozialen Hintergrund 
gewaltbereiter Jugendlicher.

„Fernsehen ist für 
Kleinkinder Folter“

Grundsätzlicher zum Thema 
Medienkonsum, nämlich ob er 
überhaupt sinnvoll ist, äußerte 
sich der Leiter der Ärztlichen 
Kinderschutzambulanz Düssel-
dorf, Eberhard Matzkau. Kindern 
einen Fernseher ins Zimmer zu 
stellen, sei für ihn ein Beispiel der 
Vernachlässigung: „Bei größeren 
Kindern ist das Vernachlässigung, 
bei kleinen Folter“, sagte der 
Jugendpsychiater laut WELT. Ex-

perten in den USA warnen 
vor zu viel Fernsehkonsum 
bei Babys und Kleinkin-
dern. Rund 40 Prozent aller 
drei Monate alten Kinder 
werden laut einer Studie 
bereits regelmäßig vor den 
Fernseher gesetzt, bei den 
Zweijährigen sind es sogar 
90 Prozent. 

Obwohl die Auswirkun-
gen auf die Kleinen nicht 
geklärt sind, sprechen Kin-
derärzte von einem „großen 
landesweiten unkontrol-
lierten Experiment an der 
nächsten Generation“. Stu-
dien hätten einen Zusam-
menhang zwischen frühem 
TV-Konsum und Aufmerk-

samkeitsstörungen, aggressivem 
Verhalten und Problemen  bei 
der kognitiven Entwicklung erge-
ben. Viele Eltern seien aber der 
Meinung, ihren Sprößlingen mit 
speziellen Kinderprogrammen 
etwas Gutes in intellektueller 
Hinsicht zu tun.

Zigarettenlobby zerbrach 
an Jugendschutz

Mit einem ganz anderen Pro-
blem setzte sich die deutsche Zi-
garettenlobby auseinander. Genau 
zur Mitte des Jahres hat sich der 
Verband der Cigarettenindustrie 
(VdC) aufgelöst. Auslöser war der 
schon vorher erfolgte Austritt des 
führenden Zigarettenherstellers 
Philip Morris aus dem Verband. 
Philip Morris wollte sich nämlich 
für ein fast komplettes Tabakwer-
beverbot stark machen. Ihm ginge 
es um den Schutz von Kindern und 
Jugendlichen. Daneben sprach er 
sich für mehr Steuern auf Produkte 
zum Selberdrehen aus. Den ande-
ren sechs Zigarettenherstellern im 
VdC und vielen anderen Beob-
achtern schienen die Gründe aber 
„scheinheilig“ zu sein. Mehrere 
Tageszeitungen   (u. a. FRANK-
FURTER RUNDSCHAU) berich-
teten darüber, dass es wohl mehr 
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Tolle Ferienangebote in den Jugendherbergen in Westfalen-Lippe: Wer in den Oster-, Sommer- oder Herbstferien in
NRW mit einer Gruppe bei uns Urlaub macht, erhält einen kräftigen Preisnachlass.

+++ Nur 17,90 Euro pro Übernachtung +++ Inklusive Vollpension und Bettwäsche +++ Ab 7 Über-
nachtungen +++ Das Angebot gilt für alle Gruppen ab 10 Personen +++ Ab 15 Über nachtungen
gibt es noch mehr Rabatt: Dann kostet die Übernachtung nur noch 15,90 Euro +++

Im Internet unter www.djh-wl.de finden Sie unter der Rubrik Reiseangebote eine Liste mit allen Häusern, die sich an
der Ferien-Aktion beteiligen. Für mehr Informationen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung:

DJH Landesverband Westfalen-Lippe gGmbH
Eppenhauser Straße 65  58093 Hagen  Telefon: 02331/9514-0  Fax: 02331/9514-38
E-Mail: info@djh-wl.de  Internet: www.djh-wl.de

In der Gruppe fahren – viel sparen

Jetzt die Ferienfreizeit für 2008 planen

in der Gruppe fahren_185x137.qxd:in der Gruppe fahren - viel spa  01.08.2007  14:29 Uhr  Seite 1
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- Anzeige -

um eigene Geschäftsinteressen 
von Philip Morris ginge und 
weniger um Jugendschutz und 
Gesundheitsvorsorge. Die Auswei-
tung des Werbeverbots sei leicht 
zu durchschauen, weil damit die 
Marktstellung von Philip Morris 
zementiert werde. Ohne Werbung 
könnten dem Branchenprimus 
kaum Kunden weggeschnappt 
werden. Auch die Forderung nach 
einer höheren Besteuerung von 
Feinschnitttabak war durchsichtig, 
da Philip Morris hier einen eher 
geringen Marktanteil habe. 

Weniger Umsatz an 
Automaten

Die seit Beginn des Jahres nach 
dem Jugendschutzgesetz (§ 10 
Abs. 2) verpflichtende Alterskon-
trolle an Zigarettenautomaten ist 
nach Meinung der Automatenher-
steller der Grund dafür, dass der 
Umsatz um 30 Prozent zurück-
gegangen ist. Seit dem 1. Januar 

müssen Raucher durch einen Chip 
auf der Geldkarte nachweisen, 
dass sie mindestens 16 Jahre alt 
sind (ab 1. September 2007 müs-
sen sie volljährig sein – siehe auch 
Seite 8). Bislang haben jedoch 
nicht alle Bankkarten einen Chip, 
zudem ist offenbar die Scheu vie-
ler Raucher vor dem bargeldlosen 
Zigarettenkauf groß. Besonders 
die Automaten an der Straßenecke 
werden seltener aufgesucht (ein 
Minus von 40 Prozent). Die Au-
tomaten in Gaststätten sind nicht 
so stark betroffen. Dort kann der 
Wirt nach der Alterskontrolle die 
Zigaretten mit der „Ziggi“-Karte 
für den Gast ziehen.

Wenig Chancen   
für Alkoholverbot 

Im Gegensatz zum Rauchver-
bot für Jugendliche ab September 
wird es in absehbarer Zeit kein 
Alkoholverbot für Jugendliche ge-
ben. Der Forderung von Bundes-

familienministerin Ursula von der 
Leyen, „generell keinen Alkohol 
unter 18“ zuzulassen, wird wenig 
Chancen eingeräumt. SPD-Ge-
sundheitsexperte Karl Lauterbach 
erklärte laut KÖLNER STADT-
ANZEIGER, dass der Vorstoß an 
der Realität vorbeigehe. „Bier und 
Wein in Maßen an Jugendliche 
auszuschenken, halte ich nicht 
für jugendgefährdend.“ Auch die 
Drogenbeauftragte der Bundesre-
gierung, Sabine Bätzing, meint, 
dass man derzeit noch nicht von 
Verschärfungen sprechen sollte. 
Vielmehr „sollten wir alles daran-
setzen, die geltenden Regelungen 
im Jugendschutz- und Gaststätten-
gesetz umzusetzen“.

„Früherziehung“ zum 
Rauchen

Nach Zigarettenwerbung, Rau-
chen in der Öffentlichkeit und 
qualmenden Stars in Film und 
Fernsehen hat der Nichtraucher-

schutz ein neues Ziel ausgemacht: 
Kaugummi- und Schokoladenzi-
garetten. Es soll bei einer Unter-
suchung herausgekommen sein, 
dass Kinder, die mit Schokoladen-
zigaretten spielen, als Erwachsene 
häufiger zu echten Glimmstängeln 
greifen. Diese Nachricht konnte 
man in FOCUS-Online lesen. Das 
Ergebnis sei bei einer großen Um-
frage unter 25 000 erwachsenen 
Amerikanern herausgekommen. 
Süßigkeiten, die wie Zigaretten 
aussähen, machten Kinder beson-
ders empfänglich für Marketing 
und Werbung – und zwar schon 
lange bevor sie überhaupt rauchen 
könnten, stellten die Mitarbeiter 
der University of Rochester (USA) 
fest. Es gäbe sogar Länder, in 
denen Schoko- und Kaugum-
mizigaretten verboten seien: in 
Großbritannien, Australien und 
Kanada.

Jan Lieven (AJS)
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Umfrage zum Jugendschutzgesetz

Alkoholabgabe, Disco und Rauchen sind die 
wichtigsten Themen

Im März 2007 versandte die Arbeitsge-
meinschaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) 
Landesstelle NRW Fragebögen zum Jugend-
schutzgesetz an alle kommunalen Jugendämter 
und Ordnungsämter in NRW. Das Ziel der 
Umfrage war es, genauere Kenntnisse über 
die Umsetzung des Jugendschutzgesetzes vor 
Ort zu erhalten, besonders zu den Fragen zur 
Einhaltung der Bestimmungen, zu Jugend-
schutzkontrollen und zur Zahl und Höhe der 
erteilten Bußgelder.

Angeschrieben wurden die Jugend- und 
Ordnungsämter in allen 432 Kommunen in 
NRW, d.h. es wurden insgesamt 612 Frage-
bögen versandt (jeweils getrennt 432 an die 
Ordnungsämter und 180 an die Jugendämter). 
Zurückgeschickt wurden insgesamt 351, davon 
konnten 347 in die Auswertung einbezogen 
werden. Auch wenn die Rücklaufquote mit 64 
bis 80 % (siehe unten) erfreulich hoch ist, sind 
die Ergebnisse nicht repräsentativ für alle 432 
Kommunen in NRW zu betrachten. Gleichwohl 
vermitteln sie einen realistischen Trend über 
den praktischen Jugendschutz vor Ort und 
geben wichtige Einblicke in die Schwerpunkte 
der Kontrolltätigkeit.

Da die Auswertung anonym erfolgte, ist 
es nicht möglich, genau festzustellen, aus 
wie vielen Kommunen Antworten vorliegen. 
Der Anteil der Kommunen, die sich beteiligt 
haben, liegt zwischen 64 und 80 Prozent, je 
nach dem, in wie vielen Fällen beide Ämter 
getrennt geantwortet haben oder jeweils nur 
eins von beiden – ob nach Absprache oder 
durch Zufall. In jedem Fall kann man sagen, 
dass 64% aller Ordnungsämter (281 von 432) 
und 52% aller Jugendämter (95 von 180) den 
Fragebogen ausgefüllt zurückgeschickt haben 
(in 30 Fällen gemeinsam).

Die Höhe der Beteiligung an der Umfrage 
ist positiv zu bewerten, wenn man bedenkt, 
dass eine solche zum ersten Mal erfolgte und 
der Kontakt zu den Hauptbeteiligten bei der 
Umsetzung des Jugendschutzgesetzes, den 
kommunalen Ordnungsämtern, seitens der AJS 
erst seit einem Jahr aufgebaut bzw. intensiviert 
worden ist. Auch die Rücklaufquote bei den 
Jugendämtern von mehr als der Hälfte aller 
NRW-Jugendämter ist bemerkenswert, obwohl 
sie in den überwiegenden Fällen an der Durch-
führung der Kontrollen nur indirekt beteiligt 
sind (informatorisch, erläuternd, beratend).

Regelmäßigkeit von 
Jugendschutzkontrollen 

In den meisten Kommunen bzw. Kreisen in 
NRW werden Jugendschutzkontrollen durchge-
führt, lediglich 7,5% der antwortenden Ämter 
verneinen dies. Immerhin geben 22% der 
Befragten an, dass in ihrer Kommune/ihrem 
Kreis regelmäßig Jugendschutzkontrollen 
stattfänden, in den meisten Fällen (70% der 
Befragten) werden sie jedoch „bei Bedarf“ bzw. 
„sporadisch“ durchgeführt.

Als Hauptgründe dafür, dass keine Kon-
trollen durchgeführt werden, wurden genannt 
Personalmangel (19 Nennungen) und die Tatsa-
che, dass es keine Probleme vor Ort gibt bzw. 
das Bewusstsein dafür fehlt (12 Nennungen). 
In einer Antwort wurde darauf hingewiesen, 
dass Probleme vor Gericht zur Einstellung der 
Kontrollen geführt hätten.

Wer führt Kontrollen durch?
Erwartungsgemäß werden die meisten 

Kontrollen von den Ordnungsämtern durch-
geführt (s. Tabelle). 55% der Antwortenden 
gaben an, dass es in ihrer Kommune/ihrem 
Kreis Kontrollen gibt, die das Ordnungsamt 
allein durchführt. Da bei dieser Frage mehrere

Antworten möglich waren, können in diesen 
Kommunen/Kreisen aber durchaus noch weite-
re Kontrollen unter Beteiligung der Polizei oder 
des Jugendamtes stattfinden. Am zweithäufigs-
ten sind dann auch gemeinsame Kontrollen von 
Ordnungsamt, Jugendamt und Polizei (41%). 
In nur 11% der Kommunen/Kreise führen 
Jugendämter allein Kontrollen durch.

Kontrollschwerpunkte
Der Schwerpunkt der Kontrollen liegt im 

Bereich der klassischen Jugendschutzthe-
men Alkohol, Disco und Rauchen. 86% der 
Befragten geben an, dass in ihrem Zustän-

digkeitsbereich Kontrollen zur Abgabe von 
Alkohol durchgeführt würden. An zweiter 
Stelle der Nennungen steht mit 68 % der 
Aufenthalt bei Discoveranstaltungen, gefolgt 
von der Abgabe von Tabakwaren (34%). Un-
erwartet hoch ist mit 92 Nennungen (= 27%) 
die Kontrollhäufigkeit von Internetcafes (s. 
Abb. 2). Offensichtlich wird dieser Bereich in 
den (größeren) Kommunen als ein besonderes 
Problembereich gesehen. Worin die Gründe 
zu sehen sind, danach ist aufgrund der kurzen 
Umfrage nicht gefragt worden.

Auffallend ist, dass unter „Sonstiges“ wie-
derum Bereiche genannt wurden, die in der 
überwiegenden Mehrzahl den Problemberrei-
chen „Alkoholabgabe“, „Besuch von Discos, 
Gaststätten“ zuzuordnen sind (21mal Div. 
Veranstaltungen, wie Abi-Feten, Schützenfeste, 
Stadtteilfeste, etc. / 19mal Spielhallen / 16mal 
Gaststätten / 10mal Karneval / 8mal Kirmes / 
5mal Videotheken / 4mal allg. Alkoholkonsum / 
4mal öffentliche Plätze, „Sauftreffpunkte“, „Ju-
gendtreffs“ und 2- bis 1mal Bereiche wie Musik-
festivals, LAN-Partys, Großveranstaltungen).

Bestätigt wird dies ebenfalls aus den Ant-
worten auf die offene Frage „Welche/r Bereich/e 
müsste/n nach Ihrer Meinung besonders inten-
siv kontrolliert werden?“. Auch hier werden 
Alkohol (Abgabe und Verzehr) und Diskothe-
ken als Hauptproblembereiche benannt.

Vergleicht man die Antworten der städtischen 
Jugend- und Ordnungsämter mit denen aus den 
kleineren Gemeinden, fällt auf, dass die klassi-
schen Jugendschutzthemen wie Alkoholkonsum 
und Discobesuche in den ländlichen Regionen 
prozentual stärker im Fokus von Kontrollen ste-
hen als in den Städten. Das war aber auch nicht 
anders zu erwarten, sind doch Geschäfte, die 
Computerspiele und Trägermedien verkaufen, 
Internetcafes und Kinos in den Städten häufiger 
vertreten als auf dem Land. Daher spielen hier Ju-
gendmedienschutzkontrollen eine größere Rolle.

Erteilung von Bußgeldern
Die Antworten auf die Fragen nach Verstö-

ßen gegen die Jugendschutzbestimmungen und 
nach der Erteilung von Bußgeldern zeigen die 
gleiche Tendenz wie die Frage nach den Kon-
trollbereichen. Auch hier stehen Alkoholab-
gabe, Discoaufenthalt und Tabakwarenabgabe 
im Vordergrund, wobei die absoluten Zahlen 
jedoch etwas niedriger sind. 

Vergleicht man die Angaben zu den verschie-

Ordnungsamt 189

Gemeinsame Maßnahme von OA/JA/Polizei 142

Gemeinsame Maßnahme von OA/Polizei 91

Gemeinsame Maßnahme von OA/JA 16

Gemeinsame Maßnahme von JA/Polizei 2

Gemeinsame Maßnahme von 2

Polizeibehörde 78

Jugendamt 37

Keine Angaben 1

Wer führt Kontrollen durch?

2-3/2007



150 Euro (Median). Die auf den Fragebögen 
angegeben Mittelwerte reichen von 20 Euro 
bis 1925 Euro. Der höchste Einzelbetrag, der 
genannt wird, ist 6000 Euro.

Zur Wirksamkeit von 
Jugendschutzkontrollen

Wie auch immer mit dem Instrument von 
Bußgeldern verfahren wird, eine deutliche 
Mehrheit der Befragten hält Jugendschutz-
kontrollen für wirksam (34%) bzw. teilweise 
wirksam (44%), lediglich 11% können keine 
bessere Einhaltung der gesetzlichen Bestim-
mungen feststellen. Gründe für die Wirksam-
keit wurden nicht genannt. Danach ist auch 
nicht gefragt worden.

Dabei macht es keinen erkennbaren Un-
terschied, welche Behörde die Kontrollen 
durchführt. Es ist allerdings anzumerken, 
dass hier nicht die Einschätzung der jeweils 
kontrollierenden Behörden abgefragt wurde, 
sondern die der den Fragebogen ausfüllen-
den Stelle, d. h. des Ordnungsamtes bzw. 
Jugendamtes. Wie Polizeibehörden Jugend-
schutzkontrollen und ihre Wirksamkeit beur-
teilen, wurde in dieser Umfrage nicht erhoben.

Verbesserungsvorschläge für das 
Jugendschutzgesetz

Knapp die Hälfte der Befragten hat Verbes-
serungsvorschlägen zum Jugendschutzgesetz 
gemacht. Das Thema, das hier am häufigsten ge-
nannt wird, ist das der Erziehungsbeauftragung 
(41 Nennungen). Die Vorschläge hierzu reichen 
von „Konkretisierung“ bis „Abschaffung“. 
Am zweithäufigsten genannt wird der ganze 
Komplex „Alkohol“ (28 Nennungen). Hier 
wird vor allem ein grundsätzliches Alkohol-
verbot für Minderjährige gefordert. An dritter 
Stelle folgt das Thema „Elternverantwortung“, 
womit in erster Linie die Forderung verbunden 
ist, Eltern stärker in die Pflicht zu nehmen.

5

denen Kontrollbereichen, fällt allerdings auf, 
dass nach Einschätzung der Befragten häufiger 
gegen die Altersgrenzen bei der Tabakabgabe 
verstoßen wird, als dieser Bereich zum Gegen-
stand von Kontrollen gemacht wird. Bei allen 
anderen Regelungsbereichen ist die Häufigkeit 
der Kontrollen höher als die Zahl der vermu-
teten Verstöße und der erteilten Bußgelder.

Neben dieser Besonderheit in Bezug auf 
Tabakwaren gibt es weitere Auffälligkeiten: 
Während bei der Abgabe von Computerspielen 
und im Bereich der Altersgrenzen im Kino 
Kontrollhäufigkeit und Zahl der vermuteten 
Verstöße jeweils fast gleich hoch sind, besteht 
bei den Internetcafes und bei der Abgabe 
indizierter Trägermedien ein verhältnismäßig 
großer Unterschied zwischen diesen beiden 
Werten. Die Zahl der Verstöße bei den Com-
puterspielen ist fast genauso hoch wie bei 
Internetcafes, letztgenannte werden aber 2-3 
mal so häufig kontrolliert. Zu einem ähnlichen 
Ergebnis kommt man, vergleicht man die Zah-
len zur den Altersgrenzen im Kino mit denen 
zur Abgabe indizierter Trägermedien.

Zahl und Höhe der Bußgelder
Auf die Frage, wie viele Bußgelder pro Jahr 

verhängt werden, finden sich auf 152 der zu-
rückgekommenen Fragebögen Angaben (44 %). 
Genannt werden Zahlen zwischen 1 und 400 
Bußgelderteilungen, wobei die meisten Anga-
ben im einstelligen Bereich bleiben. Das führt 
zu einem Durchschnittswert von 8,5 (arithme-
tisches Mittel). Da beim arithmetischen Mittel 
Extremwerte ein zu starkes Gewicht erhalten, 
sollte man besser den Median als Mittelwert 
wählen. Hier ergibt sich ein Wert von 3,5.

Auf 153 Fragebögen wurden Angaben über 
die Höhe der verhängten Bußgelder gemacht. 
Hierbei ergeben sich Durchschnittswerte von 
221,50 Euro (arithmetisches Mittel) bzw. 

Handlungsbedarf
Ziel der Umfrage war es, einen Überblick 

über die Aktivitäten der Kommunen bei der 
Umsetzung des Jugendschutzgesetzes zu be-
kommen. Wir wollten dabei besonders Hinwei-
se bekommen zu drei Fragen: Ob und inwieweit 
werden Jugendschutzkontrollen durchgeführt? 
Welche Regelungsbereiche müssen besonders 
kontrolliert werden? Wann werden Bußgelder 
und in welcher Höhe erteilt? Mit nur zehn 
Fragen war die Umfrage bewusst kurz gehalten, 
zumal es sich um die erste dieser Art an die 
Jugendämter und Ordnungsämter in NRW han-
delte. Bei Bedarf kann eine solche Umfrage – 
besonders zu Einzelfragen – immer wiederholt 
werden, um zum Beispiel noch stärker nach den 
Orten für Risiken und Gefährdungen zu fragen.

Die Ergebnisse bestätigen im großen und 
ganzen die bisherigen Erkenntnisse über die 
Praxis. Überrascht hat aber die hohe Zahl der 
Jugendschutzkontrollen und die Bedeutung, 
die den Kontrollen zugemessen wird. Dieses 
Ergebnis war so nicht erwartet worden, be-
sonders vor dem Hintergrund, dass die Frage 
der Jugendschutzkontrollen in den Kommunen 
und Kreisen oft kontrovers diskutiert wird: Wer 
ist zuständig? Ob und inwieweit soll sich die 
Jugendhilfe daran beteiligen? Durch die Ausei-
nandersetzungen über diese Frage entstand oft 
der Eindruck, dass die Aktivitäten auf diesem 
Gebiet brachlägen.

Problematisch erscheint auf den ersten Blick 
die geringe Kontrolltätigkeit in Bezug auf die 
Abgabe von Trägermedien gemäß den Alters-
kennzeichnungen zu sein – verglichen zum 
Beispiel mit der Kontrolle von Internetcafés. 
Problematisch deshalb, weil gerade die Frage 
der Alterseinstufung und die der Indizierung 
von Computerspielen Gegenstand der aktuellen 
gesellschaftspolitischen Diskussion ist. Aus 
den Antworten sind keine Hinweise zu ent-
nehmen, die auf besondere Gründe schließen 
ließen (danach ist auch nicht gefragt worden). 
Es haben aber auf der 2. Fachkonferenz am 
14. Juni in Dortmund mehrere Vertreter aus 
den Kommunen deutlich gemacht, dass eine 
Überprüfung in diesem Bereich wegen der 
zahlreichen Angebotsorte von Trägermedien 
nur schwer durchführbar sei. Auch stehe die 
Abgabe von Computerspielen nicht so sehr im 
Blickpunkt öffentlicher Risiken wie zum Bei-
spiel der Alkoholkonsum oder der Discobesuch 
oder auch das Rauchen unter Jugendlichen.

Da weniger als die Hälfte der Antwortenden 
(44 %) Angaben zu Bußgeldern gemacht haben, 
scheint hier eine besondere Unterstützung des 
Landes in Form von Empfehlungen für einen 
Bußgeldkatalogs sinnvoll zu sein. Hierbei sollte 
auf die Erfahrungen der Kommunen zurückge-
griffen werden.

Dr. Stefan Schlang (AJS)
Jan Lieven (AJS)
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Altersfreigabe „ab 12 PG“

Vor- und Nachteile
Du bist elf Jahre alt und Harry-

Potter-Fan. Du kennst alle Bücher, 
du träumst davon, Lord Voldemort 
zu besiegen, und Karneval warst 
du selbstverständlich als Zauberer 
verkleidet. Im Juli kam „Harry 
Potter und der Orden des Phönix“ 
in die Kinos, und nichts auf der 
Welt könnte dich davon abhalten, 
ins Kino zu gehen. Schon allein 
aus Gründen des Prestiges. Sollte 
der Film erst ab zwölf Jahren 
freigegeben werden, ist das zum 
Glück kein Problem: Dein Vater ist 
auch Harry-Potter-Fan, der kommt 
garantiert mit, und dann darfst du 
auch rein, denn klugerweise wurde 
vor einigen Jahren in Deutschland 
die „PG“-Regelung eingeführt. 
Zwar weiß selbst in den Kinos 
kaum jemand, wofür die Abkür-
zung („Parental Guidance“) steht, 
aber wichtiger ist ja auch, was 
sie bedeutet: In Begleitung ihrer 
Eltern können Kinder ab sechs 
Jahren auch Filme anschauen, die 
eine Zwölfer-Freigabe haben. 

Das hat jedoch einen gravie-
renden Nachteil: Die Ausnahme 
wird nun zur Regel. „PG“ ist 
ohne Frage sinnvoll, wenn die Ju-
gendschutz-Sachverständigen der 
Freiwilligen Selbstkontrolle der 
Filmwirtschaft (FSK), die für die 
Altersfreigaben zuständig sind, bei 
ihrer Entscheidung zwischen den 
Kennzeichnungen „ab 6“ oder „ab 
12“ geschwankt haben. Das gilt 
zum Beispiel für Filmreihen wie 
„Harry Potter“ oder „Star Wars“. 

Andere Filme aber hätten bei ver-
änderter Zusammensetzung des 
Prüfausschusses vielleicht eine 
Freigabe ab 16 Jahren bekommen; 
„Casino Royale“ zum Beispiel, 
der jüngste James-Bond-Film, ist 
völlig zu Recht erst ab zwölf frei-
gegeben. In diesen Fällen erweist 
sich die Modifizierung der Frei-
gaberegelung als kontraproduktiv. 
Der renommierte Erziehungswis-
senschaftler Stefan Aufenanger 
(Universität Mainz) fordert daher, 
„dass nicht prinzipiell alle Filme 
für Kinder mit Elternbegleitung 
möglich sind“. Sinnvoller wäre 
eine Einschränkung der Regelung: 
„So bekommen Eltern deutlichere 
Hinweise, welche Filme für solche 
Fälle geeignet sind und welche 
nicht.“ Das scheint in der Tat auch 
nötig. Kinomitarbeiter wissen 
von Eltern zu berichten, die sich, 
verängstigte und blasse Kinder 
an der Hand, bitter beschwert 
hätten: Sie hatten die Freigabe als 
Empfehlung begriffen, ein altes 
Missverständnis, das die FSK seit 
Jahrzehnten vergeblich aus der 
Welt zu räumen versucht.

Grundsätzlich hat sich die 
„PG“-Regelung jedoch bewährt, 
zumal sie einer Forderung jener 
Pädagogen nachkommt, die El-
tern beim Jugendschutz stärker 
miteinbeziehen wollen. Sie steht 
allerdings auf dem Prüfstand: Bis 
Ende nächsten Jahres muss der 
Gesetzgeber entscheiden, ob das 
bis dahin bloß vorläufig gültige 

Gesetz festgeschrieben wird. Um 
die Akzeptanz der Novellierung zu 
überprüfen, hat die FSK eine Um-
frage bei Kinobetreibern durchge-
führt. Die Mehrheit der Befragten 
begrüßte die „PG“-Regelung. Die 
Kinomitarbeiter gaben zudem an, 
es komme weitaus seltener zur 
Diskussionen mit Eltern als früher. 
Allerdings wurde im Sinne Auf-
enangers eine Einschränkung der 
Regel gefordert: Bestimmte Filme 
mit Zwölferfreigabe sollten nur 
ohne den „PG“-Zusatz freigegeben 
werden. Darüber hinaus sollten 
alle erwachsenen Begleitpersonen 
die „PG“-Regelung in Anspruch 
nehmen können, also nicht allein 
die „personensorgeberechtigen 
Personen“. Streng genommen 
bezieht sich der Terminus nämlich 
nur auf Vater, Mutter oder einen 
gesetzlichen Vormund. Angesichts 
von immer mehr „Patchwork“-
Familien mit unterschiedlichen 
Nachnamen aber ist den Karten-
verkäufern kaum zuzumuten, gan-
ze Stammbäume zu durchforsten. 

Pädagogen fordern außerdem 
noch, die Filme wie in den USA 
auch gleich mit einer Empfehlung 
(„consumer advice“) zu versehen. 
Das wäre eigentlich ein Job für 
die FSK, schließlich sichtet sie 
die Filme ohnehin. Davon aber 
will Folker Hönge, Ständiger 
Vertreter der Obersten Landesju-
gendbehörden bei der FSK, nichts 
wissen: „Wir prüfen, ob ein Film 
beeinträchtigend ist. Pädagogische 
Empfehlungen sind nicht unsere 
Aufgabe. Die Diskussionen in den 
Ausschüssen müssten dann ganz 
anders laufen und würden noch 
längern dauern“. 

Auch Joachim von Gottberg, 
Geschäftsführer der Freiwilligen 
Selbstkontrolle Fernsehen und 
Hönges Vorgänger bei der FSK, 
findet zwar, die FSK könne den 
Verbraucher-Tipp formulieren, 
weiß aber auch, wie diffizil dies 
wäre. Schließlich ist die FSK eine 
Einrichtung der Filmwirtschaft, 
„und von der kann man kaum er-
warten, dass sie vom Besuch eines 
Films abrät“. Von Gottberg hat 
ohnehin eine ganz andere Vision 
vom Jugendschutz: Langfristig 
möchte er die regulierten Zugänge 
am liebsten abschaffen und den 
Empfehlungscharakter in den 

Vordergrund stellen. Seine Kritik: 
„Die derzeitigen Freigabekrite-
rien scheren Millionen von Kin-
dern über einen Kamm.“ Dabei 
sei „entwicklungspsychologisch 
längst erwiesen, dass Bildungs-
orientierung, individuelle Ent-
wicklung und das Geschlecht viel 
entscheidender für den Reifegrad 
eine Kindes sind als das Alter“. 

Im europäischen Ausland gibt es 
übrigens zum Teil deutlich liberale-
re Regelungen. In Dänemark zum 
Beispiel gilt die „PG“-Ausnahme 
grundsätzlich: In Begleitung ihrer 
Eltern dürfen Kinder und Jugend-
liche eine Freigabe überspringen. 
In Frankreich wiederum stellen 
sich solche Fragen fast gar nicht. 
Genre-Produktionen, also Action-, 
Horror-, Fantasy- oder Science-
Fiction-Filme, kommen fast ohne 
Beschränkung in die Kinos: weil 
jedem klar sei, dass es sich um 
Fantasieprodukte handele, die mit 
der Realität nichts zu tun hätten. 

Tilmann P. Gangloff
freier Journalist, Allensbach
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Wenn ich mir was wünschen dürfte...
Seit einiger Zeit fällt auf, dass 

Veröffentlichungen im Deut-
schen Ärzteblatt, die Interessen 
von „Unternehmen“ berühren 
(ausdrücklich erwähnt: Pharma-
firmen), nur abgedruckt werden, 
wenn der Autor eine schriftliche 
Erklärung abgibt. In dieser Er-
klärung sind alle „Verbindun-
gen“, die zu einem „Interessen-
konflikt“ beitragen könnten,  in 
folgendem Sinne anzugeben:

„Ein möglicher Interessenkon-
flikt ... besteht immer dann, wenn 
ein Autor finanzielle oder persön-
liche Beziehungen zu Dritten hat, 
deren Interessen vom Manuskript 
positiv oder negativ betroffen sein 
könnten. In Bezug auf materielle 
Interessenkonflikte wären dies 
u.a. finanzielle Verbindungen zu 
Unternehmen, deren Produkte im 
Artikel unmittelbar oder mittelbar 
berührt sind. Ein solches Unter-
nehmen wäre etwa eine Phar-
mafirma, die ein im Manuskript 
genanntes Medikament, oder auch 
ein Konkurrenzprodukt, herstellt 
oder vertreibt. Unter finanziellen 
Verbindungen sind beispielsweise 
zu verstehen: Beschäftigungsver-
hältnisse, Beratungstätigkeiten, 
Aktienbesitz, Honorare für Vor-
träge, Reisekostenübernahmen, 
Studienunterstützungen oder an-
dere Drittmittel. 

Nichtmaterielle Interessenkon-
flikte liegen zum Beispiel vor, 
wenn enge persönliche Verbin-
dungen zu jemandem bestehen, 
dessen wirtschaftliche oder ideelle 
Belange durch den Artikel berührt 
werden (Partnerschaft, familiäre 
Beziehungen).“ – www.aerzte-
blatt.de/Interessenkonflikt

Im zugehörigen  Formblatt des 
Deutschen Ärzteblattes wird be-
tont: „Selbstverständlich  spricht   
ein möglicher Interessenkonflikt 
allein in der Regel nicht gegen 
die wissenschaftlichen Aussagen 
eines Manuskriptes.“ 

Die Verbindungen, die vom 
Autor in der Erklärung offenge-
legt werden, erscheinen dann als 
Fußnote unter seinem Manuskript, 
wenn es veröffentlicht wird, und 

die Leser können sie zur Kenntnis 
nehmen. Ein lobenswerter Beitrag 
zur Transparenz auf dem Medi-
zinsektor!

Und was hat das mit Jugend-
schutz zu tun? Viel: Eine der 
zahlreichen Aufgaben von Ju-
gendschutz ist die, Kinder und Ju-
gendliche vor  Konsumgütern und 
Verhaltensweisen zu „schützen“, 
die ihre körperliche und psycho-
soziale Entwicklung ungünstig 
beeinflussen können. Es handelt 
sich um Angebote, hinter denen 
in den meisten Fällen genau so 
wirtschaftliche Interessen stehen 
wie hinter medizinischen Produk-
ten und Verfahren und über deren 
„Wirksamkeit“ genau so diskutiert 
wird, wenn auch auf der Basis 
anderer Untersuchungsmethoden 
und Argumentationsschienen.

Aktuelles Beispiel: Problema-
tische Computerspiele („Killer-
spiele“). Wäre es nicht eigentlich  
nur korrekt und fair interessierten 
Bürgern, engagierten Pädagogen 
und politischen Entscheidungs-
trägern gegenüber, wenn alle, 
die sich  öffentlich zum Thema 

Expertengespräch zur Wirksamkeit von Gewaltprävention 
sich über ihre Erkenntnisse und 
Erfahrungen zum Thema Ge-
waltprävention und Evaluation 
aus.

Zu dem Gespräch eingeladen 
hatten die AJS NRW (Carmen 
Trenz), das Landesjugendamt 
Rheinland (Jutta Pusch-Runge) 
und das Institut für Kriminologie 
der Universität Köln (Dr. Angelika 
Wolke).

Um die Ergebnisse des Fach-
austausches der Jugendhilfe- und 
Schulpraxis zur Verfügung zu 
stellen, ist geplant, eine Broschü-
re herauszugeben, die in kurzer, 
prägnanter Form die derzeitigen 
gewaltpräventiven Maßnahmen in 
Kindergärten, Schulen und in der 
Kinder- und Jugendhilfe darstellt 

äußern,  so eine Erklärung über 
ihre „Verbindungen“ zur Medi-
enwirtschaft abgeben müssten. 
Wenn keine seriöse Zeitschrift 
ohne eine solche Erklärung einen 
Beitrag drucken, kein Rundfunk- 
oder Fernsehsender ohne diese 
Erklärung jemandem zu Wort 
kommen ließe? Selbstverständlich 
interessiert  die Meinung von 
Menschen, die „Verbindungen“ 
zur Medienbranche haben, die 
Öffentlichkeit. Sinngleiches gilt 
natürlich außer für Computerspie-
le auch u.a. für Filme.

Als erschreckendes Beispiel 
dafür, wie die Öffentlichkeit durch 
fehlende Transparenz jahrzehn-
telang irregeleitet werden kann, 
ist die Affäre um prominente 
Gesundheitswissenschaftler in 
Deutschland zu nennen, die lange 
Zeit relevante Forschungen di-
rekt von der Tabakindustrie oder 
indirekt über deren Stiftungen  
finanzieren ließen. „Die Resulta-
te waren entsprechend: In ihren 
Veröffentlichungen verharmlosten 
die Forscher die Gefahren des 
Rauchens, sie beschönigten das 

Suchtpotential der Zigaretten und 
spielten eine dubiose Rolle bei 
der Zulassung von Zusatzstof-
fen in Tabakprodukten“ (DER 
SPIEGEL 23/2005, S. 156). Wie 
lange es dann gedauert hat, bis 
die wirkliche (längst bekannte) 
Gefährlichkeit des Rauchens zu 
entsprechenden politischen Reak-
tionen geführt hat, ist offenkundig 
– die Anzahl der Opfer, die diese 
verzögerte Reaktion gekostet hat, 
ist natürlich nicht bekannt.

Während man in der Medizin 
aus dieser und anderen Affären  
Konsequenzen  gezogen hat,  
drängt sich mir die Frage auf, 
wie sich die Verantwortlichen 
im Jugendschutz eigentlich vor 
solchen Affären schützen.

Vorschlag: mehr Transparenz 
bezüglich möglicher Interessen-
konflikte bei Diskussionen um den 
Jugendmedienschutz!

Prof. Dr. Karla Etschenberg
(Vorstand AJS)

Gewaltpräventive Programme 

zeigen Wirkung, wenn zwischen 

den Pädagogen und den Kindern 

und Jugendlichen eine vertrau-

ensvolle Beziehung besteht und 

wenn die Erwachsenen die Pro-

gramminhalte glaubwürdig ver-

treten bzw. verkörpern. Wenn dies 

nicht der Fall ist, nützen auch die 

besten Programme wenig. Dies ist 

ein zentrales Ergebnis des Exper-

tengesprächs, das am 29.03.2007 

im Haus des Landschaftsver-

bands in Köln stattgefunden hat. 

Knapp 20 Expertinnen aus den 

Bereichen Jugendhilfe, Schule, 

Wissenschaft, Polizei, Weiterbil-

dung und Friedenspädagogik aus 

dem gesamten Bundesgebiet und 

aus den Niederlanden tauschten 

und Infos zu Ansprechpartnern, 
Rahmenbedingungen usw. gibt. 
Ein Schwerpunkt der Arbeitshilfe 
wird darauf liegen, die Vorausset-
zungen und Begleitbedingungen 
zu beschreiben, die eine präven-
tive Wirkung von Aktivitäten 
und Programmen der Prävention 
und Intervention wahrscheinlich 
machen. Ergänzt werden soll die 
Darstellung um Hinweise auf die 
Durchführung begleitender Eva-
luationsmaßnahmen.

Die Broschüre soll Ende 2007 
fertig gestellt und den Einrich-
tungen (Schulen, Kindergärten, 
Kinder- und Jugendhilfe) angebo-
ten werden.                   (ct/AJS)

 carmen.trenz@mail.ajs.nrw.de@@
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Rauchverbot für Jugendliche    
ab September ‘07

Der Bundesrat hat auf seiner 
Sitzung am 6. Juli dem Gesetz 
zum Schutz vor den Gefahren 
des Passivrauchens zugestimmt. 
Davon betroffen ist auch das 
Jugendschutzgesetz: Die Abgabe 
von Tabakwaren an Jugendliche 
und das Rauchen Jugendlicher 
in der Öffentlichkeit ist ab dem 

1. September 2007 nicht mehr 
gestattet (§ 10 JuSchG). Für 
die Abgabe über Automaten gilt 
diese Regelung erst ab dem 1. 
Januar 2009. Bis dahin bleibt 
den Automatenaufstellern Zeit, 
ihre Geräte für die Anhebung des 
Abgabealters von 16 auf 18 Jahre 
umzurüsten.

Flatrate-Partys 
unzulässig 

Auf Initiative des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft hat der 
Bund-Länder-Ausschuss „Gewer-
berecht“ am 24. Mai 2007 einen 
Beschluss zum Thema „Koma-„ 
bzw. „Flatrate-Partys“ gefasst. Da-
nach sind nach geltendem Recht 
Veranstaltungen mit „Flatrate-An-
geboten“ für alkoholische Geträn-
ke unzulässig, die erkennbar auf 
die Verabreichung von Alkohol 
an Betrunkene abzielen. Bereits 
im Vorfeld kann die Bewerbung 
entsprechender Veranstaltungen 
verboten werden, da die Annon-
cierung solcher Veranstaltungen 
ein klares Indiz für die Abgabe von 
Alkohol an Betrunkene nach den 
bestehenden Regelungen darstellt. 
Die Durchführung solcher Veran-
staltungen kann zum Widerruf der 
Gaststättenerlaubnis führen. Diese 
Regelungen sind im bestehenden 
Gaststättengesetz in den § 4 Abs.1 
Nr. 1 sowie § 15 Abs. 2 vorgesehen 
und können angewendet werden. 
Der Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Wirtschaft und 
Technologie, Dr. Walther Otrem-
ba: „Ich hoffe, dass wir hiermit 
einen unbürokratischen und vor 
allem schnell und effektiv durch-
setzbaren Beitrag zur Reduzierung 
des Alkoholkonsums von Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen 
schaffen konnten.“           DB/BMG

Liste für alkoholfreie 
Getränke

Das Kölner Ordnungsamt und der 
Deutsche Hotel- und Gaststättenver-
band NRW haben sich auf eine Liste 
geeigneter alkoholfreier Getränke 
verständigt, die mindestens so preis-
wert oder günstiger sind als das bil-
ligste alkoholische Getränk gleicher 
Menge. Die Initiatoren wollen damit 
die Vorschrift aus dem Gaststätten-
gesetz konkretisieren (§ 6). Zu den 
Getränken gehören „Erfrischungs-
getränke“, wie Mineralwasser, 
Säfte, Limonaden oder Ähnliches.
www.stadt-koeln.de/presse/mit-
teilungen/artikel/2007/04/06482/
index.html

Ebay muss 
Angebote sperren

Vor dem Kauf von Gewaltspielen 
und anderen jugendgefährdenden 
Medien muss die Internet-Auk-
tionsplattform Ebay Jugendliche 
schützen. Entweder müssen in-
dizierte Medien gesperrt oder 
sichergestellt werden, dass sie nicht 
an Jugendliche verkauft werden 
können, entschied der Bundesge-
richtshof (BGH). Laut Urteil muss 
Ebay jugendgefährdende Angebote 
nicht sperren, wenn etwa durch 
ein System zur Feststellung des 
Käuferalters sichergestellt werden 
kann, das ungeeignete Medien 
nicht an Jugendliche versandt 
werden (AZ: I ZR 18/04).   AJS

Verkauf von Softair-Waffen erschwert
Das Oberlandesgericht (OLG) 

Karlsruhe hat dem Verkauf soge-
nannter Softair-Waffen an Kinder 
einen Riegel vorgeschoben. Der 
Verkauf dieser Feder- oder Gas-
druckpistolen an Minderjährige 
ist strafbar, wenn die abgefeuerten 
Kugeln eine Bewegungsenergie 
zwischen 0,08 und 0,5 Joule errei-
chen. Das entspricht einer Schuss-
stärke, die Hautrötungen und 
blaue Flecken, aber auch schwere 
Verletzungen verursachen kann. 

Softair-Waffen sind meist maß-
stabsgetreue Nachbildungen von 
Originalwaffen und verschießen 
Plastikmunition mit einem Kaliber 
von 5,5 oder 6 Millimetern. Bisher 
konnten nach einem Bescheid 
des Bundeskriminalamtes (BKA) 
solche Pistolen Jugendliche ab 14 
Jahre erwerben. Nach dem Urteil 
dürfen Softair-Waffen mit mehr 
als 0,08 Joule nunmehr nur noch 
an Erwachsene verkauft werden. 

AJS

Videotheken gegen Youporn
Videotheken wollen den Zu-

gang zur Website Youporn sperren 
lassen. Auf der Internetseite kön-
nen private Nutzer kurze Filme 
ins Netz stellen, wo sie kostenlos 
von jedermann angesehen wer-
den können. Youporn verfolgt 
ein ähnliches Modell wie die 
Videoclip-Seite YouTube. Doch 
sammelt es ausschließlich Por-
nofilmchen. Das ist dem Verband 
der Videothekare (IVD) ein Dorn 
im Auge. Pornos waren stets ein 
einträgliches Geschäft für die 
Videotheken, auch wenn sie nur 
an Erwachsene abgegeben werden 
dürfen. Gegen die von Youporn 

betriebene „Geschäftsschädigung“ 
will der IVD laut SPIEGEL vor-
gehen, indem er die Kommission 
für Jugendmedienschutz (KJM) 
aufgefordert, Internetprovidern 
die Verbreitung der Seite zu ver-
bieten. Nach Auffassung des IVD 
verletzten die Medienwächter ihre 
Pflicht. Obwohl die Porno-Seite 
seit März von der Bundesprüfstel-
le für jugendgefährdende Medien 
(BPjM) indiziert ist, kann jeder 
– auch Jugendliche – auf die Seite 
zurückgreifen – was wohl kaum 
zu verhindern ist, da die Seite 
von einem kalifornischen Anbieter 
betrieben wird.            AJS
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Meinung

Medienkompetenz

Computer raus aus der Schule?
KÖLNER STADT-ANZEI-

GER: Herr Hurrelmann, nach-
dem in den vergangenen Jahren 
Milliarden in die Multimedia-
Ausstattung der Schulen inves-
tiert worden ist, rudern jetzt 
Schulen in den USA zurück und 
entfernen Computer wieder aus 
den Klassenräumen. Warum? 

KLAUS HURRELMANN: Mit 
der Fixierung auf neue Medien war 

die Hoffnung 
auf eine neue 
Lernqualität 
und bessere 
Leistungen 
verbunden. 
Das war zu 
naiv gedacht. 

In ungefähr zehn Jahren Praxis-
erfahrung hat sich herausgestellt, 
dass technische Innovationen kein 
Wundermittel gegen schlechten 
Unterricht sind.

Werden Computer im Unter-
richt einfach falsch eingesetzt?

HURRELMANN: Etwa der 
Hälfte der Lehrkräfte fehlt tatsäch-
lich das entsprechende Fachwis-
sen, um neue Medien sinnvoll im 
Unterricht zu nutzen. Sie dürfen 
sich nicht einfach zurücklehnen 
und den Computer machen lassen. 
Das sollte ihnen in Trainings und 
Fortbildungen näher gebracht 
werden, sie müssen die Schwä-
chen des Mediums erkennen. Die 
Schüler müssen gecoacht werden, 
sie brauchen eine Anleitung, wie 
sie zum Beispiel mit den Massen 
an Wissen im Internet umgehen 
müssen. Falsch angewendet, bringt 
zu viel Technik schließlich auch 
Gefahren mit sich.

Welche?

HURRELMANN: Zum einen 
verlernen Schüler am Bildschirm 
das konzentrierte Arbeiten an 
einem Text, den Prozess des Ana-
lysierens. Durch die vielfältigen 
Fähigkeiten des Computers wer-
den sie abgelenkt. Vor allem aber 
geht die multimediale Arbeit 
zulasten der Motorik. Gerade in 

der Grundschule ist der Einsatz 
sämtlicher Sinne bedeutend. Wenn 
ein Schüler Powerpoint-Präsen-
tationen erstellt, erlebt er kein 
Material mehr, er fühlt und riecht 
kein Papier, benutzt keine Schere, 
um Collagen zu basteln, er benutzt 
keinen Stift, um zu schreiben, 
und selbst die Sprache erhält in 
der multimedialen Erziehung 
eine untergeordnete Rolle. Der 
Computer unterrichtet stumm. In 
der Hirnforschung werden diese 
Aspekte als kritisch eingestuft. 
Kinder begreifen die Welt nur, 
wenn sie ihre Sinne beim Lernen 
entfalten können.

Also sollten Schüler auch zu 
Hause Referate und Hausauf-
gaben nicht nur mit Hilfe von 
Computer und Internet erar-

beiten, sondern lieber auf Schul-
buch und Atlas zurückgreifen?

HURRELMANN Eltern sollten 
bei ihren Kindern eine Bildschirm-
fixierung vermeiden. Das gilt fürs 
Fernsehen genauso wie für die 
Arbeit am Computer. Beides sollte 
nur begrenzt genutzt werden. Das 
soll nicht heißen, dass für ein 
Referat nur noch in der Stadtbi-
bliothek recherchiert werden darf. 
Ich empfehle das Arbeiten mit 
verschiedenen Medien.

Ist eine multimediale Rück-
entwicklung wie in Amerika 
auch an deutschen Schulen zu 
erwarten?

HURRELMANN: Die neuen 
Medien werden im deutschen 
Bildungssystem weiterhin einen 

zentralen Stellenwert haben und 
besonders an Hochschulen noch 
wichtiger werden. Allerdings ha-
ben deutsche Lehrkräfte im inter-
nationalen Vergleich noch wenig 
Erfahrung mit multimedialen 
Lehrmitteln, da sie hier später und 
zurückhaltender eingesetzt wur-
den. Die Chancen, die die Technik 
bietet, werden oft nicht genutzt. 
Von daher wird sich die Über-
schätzung der neuen Medien auch 
hier bald abbauen. Die vergange-
nen Jahre haben bereits gezeigt, 
dass ein realistischerer Umgang 
mit ihnen erforderlich ist. 

Der Bielefelder Sozailwissen-
schaftler Klaus Hurrelmann im 

Interview mit dem Kölner Stadt-
Anzeiger (7. Aug. 2007)

Interview: Hannah Schneider

Erfolgreicher Präventionstag
Das Bild von der stark gestie-

genen Kriminalität und Gewalt 
unter Jugendlichen müsse gründlich 
revidiert werden. „Es gibt keine 
Anhaltspunkte dafür, dass die Ju-
gendkriminalität zugenommen hätte 
oder immer schlimmer geworden 
wäre“, heißt es in einer für den 12. 
Deutschen Präventionstag erstellten 
Expertise der Kriminologin Wiebke 
Steffen vom Bayerischen Landes-
kriminalamt. Weder die polizeiliche 
Kriminalstatistik noch aktuelle Ju-
gendstudien könnten belegen, dass 
Jugendliche verstärkt zu Gewalt und 
Kriminalität neigten. So gehe seit 

1996 die Zahl der von Jugendlichen 
begangenen Diebstähle zurück. 
Die in der Statistik festzustellende 
Zunahme der Gewaltdelikte resul-
tiere weitgehend aus der erhöhten 
Anzeigebereitschaft. Schon Raufe-
reien auf dem Schulhof würden als 
Körperverletzung angezeigt.

Der Präsident des Deutschen 
Präventionstages, der Tübinger 
Kriminologe Professor Hans-Jür-
gen Kerner, hatte sich zu Beginn 
des Kongresses (Mitte Juni in 
Wiesbaden) vor einer zunehmen-
den Kriminalitätsfurcht gegenüber 

Jugendlichen gewandt. Die Ge-
sellschaft sollte in Konfliktsitua-
tionen mehr auf die Stärken von 
Jugendlichen setzen. Andererseits 
ermunterte er dazu, auch schon 
bei kleinen Regelverletzungen 
einzugreifen und Grenzen aufzu-
zeigen. Wichtig ist nach Kerners 
Auffassung eine stärkere Mo-
ralerziehung: „Das gute Beispiel 
im eigenen Tun und Lassen ist 
angesagt“. Mit rund 1900 Teil-
nehmern war der diesjährige 
Präventionstag bisher am stärksten 
besucht.         (jl/AJS)

 www.praeventionstag.de@@

Kriminalstatistik: Immer jünger                                                                                                                         aus: WAZ
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24. Kinder- und Jugendschutzforum

Zwischen Disco und Moschee...
Mit ihrem diesjährigen Kin-

der- und Jugendschutzforum 
haben die drei Landesstellen in 
Nordrhein-Westfalen ein neues, 
bisher wenig erforschtes Terrain 
betreten. Dies war das allgemeine 
Fazit bei den Beteiligten: beim 
Publikum, den Referentinnen und 
Referenten, den Veranstaltern 
sowie der Presse. 

Etwas mehr als 200 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer aus den 
Bereichen Jugendhilfe, Migrati-
onsverbände, Schule und Polizei 
kamen am 22. Mai im Zeughaus 
in Neuss zusammen, um sich 
in der Tradition der nordrhein-
westfälischen Kinder- und Ju-
gendschutzforen über Fragen des 
Jugendschutzes zu informieren 
und auszutauschen. Diesmal ging 
es um die Interessen, Bedürfnisse 
und Probleme der vielen Kinder 
und Jugendlichen in diesem Land, 
die aus muslimischen Zuwander-
erfamilien stammen.

Inhaltlich geprägt wurde der 
Vormittag von zwei Referaten, 
in denen aus unterschiedlicher 
Herkunftsperspektive der Blick 
auf das Thema des Tages gelenkt 
wurde. Dr. Hubertus Schröer, 
ehemaliger Leiter des Stadtju-
gendamtes München und jetzt 
Geschäftsführer eines Instituts zur 
Interkulturellen Qualitätsentwick-
lung, beschrieb Beobachtungen, 
Annahmen und Forderungen aus 
der Perspektive der Mehrheits-
gesellschaft. Frau Prof. Havva 
Engin (PH Karlsruhe), deren 
Forschungsschwerpunkt die Inter-
kulturelle Pädagogik ist, beleuch-
tete diese Aspekte anschließend 
aus der Minderheitenperspektive. 
Einig waren sich beide in der 
Einschätzung, dass es sich um 
ein wichtiges Thema handele, 
zu dem es allerdings so gut wie 
kein Material gebe und deshalb 
die empirische Fundierung ihrer 
Vorträge schwierig sei. 

Themenschwerpunkte im Bei-
trag von Herrn Dr. Schröer waren 
u. a. die sozial benachteiligenden 

Lebensbedingungen vieler Zu-
wandererfamilien und die Tat-
sache, dass diese die Hilfs- und 
Beratungsangebote der Kinder- 
und Jugendhilfe weit weniger in 
Anspruch nehmen als deutsche 
Familien. Aber auch die Frage 
nach der Werteerziehung, den 
Erziehungsstilen und -zielen in 
muslimischen Familien sowie der 
Appell an die Selbstverantwortung 
der Muslime waren Gegenstand 
seines Referates.

 Frau Prof. Engin ergänzte 
diese Ausführungen aus der Per-
spektive der Expertin mit eigener 
Zuwanderungsbiographie und 
stellte in Anlehnung an Ursula 
Boos-Nünning sieben politische 
Forderungen auf: 

1. Berücksichtigung der Migra-
tionsfamilien in der Familien- 
und Sozialforschung des Bun-
des, Länder und Kommunen;

2. Interkulturelle Öffnung der 
Einrichtungen;

3. Einbeziehung und Zusammen-
arbeit mit Migranten-Selbstor-
ganisationen;

4. Cultural Mainstreaming als
Prinzip;

5. Akzeptanz des Lebensraumes
der Zugewanderten;

6. Bejahung von kulturell vielfälti-
gen Lebensformen – Absage 
an den Begriff der „deutschen 
Leitkultur“;

7. Anerkennung und Wertschät-
zung der sprachlichen und 
kulturellen Ressourcen der Mi-
granten und Migrantinnen

In vier Fachforen konnten die 
aufgeworfenen Fragen und an-
geregten Überlegungen vertieft 
werden. Im Forum 1 wurden 
unter dem Thema „Aufwachsen 
zwischen zwei Welten“ Praxisbei-
spiele aus der Arbeit mit muslimi-
schen Kindern und Jugendlichen 
vorgestellt. Im Forum 2 ging 
es um das Thema „Erziehung 
zwischen zwei Welten“ und um 
die Möglichkeiten der Beratung 
und Unterstützung muslimischer 
Eltern. Forum 3 und Forum 4 
beschäftigten sich mit den grund-
legenden Themenbereichen der 
„Interkulturellen Kompetenz“ und 
des „Interreligiösen Dialogs“.

Umrahmt wurden diese Pro-
grammpunkte durch die Auftritte 
der „Ruff Diamonds“ – eine Grup-
pe von 15 Jungen und Mädchen 

aus 11 Nationen, die mit ihren 
Gesangs- und Tanzdarbietungen 
das Publikum begeisterten. 

Ahmed, einer der Sänger der 
„Ruff Diamonds“ trug den Song 
„Im Namen des Glaubens“ vor, 
am Flügel begleitet von Stephen 
Harrap (Kantor in Kerpen), der 
dieses Lied eigens für die Gruppe 
komponiert hatte. Stürmischen 
Applaus erntete der türkische 
Jugendliche für seine gekonnte 
und ausdrucksstarke Darbietung. 
Die Ruff Diamonds waren „das 
passende Bindeglied beim 24. 
Kinder- und Jugendschutzforum“, 
wie es die Presse (Rheinische Post) 
am nächsten Tag zutreffend be-
schrieb. In diesem Artikel wurde 
die Bedeutung des Jugendschutzes 
für die Integration der jungen 
Zuwanderer in unsere Gesellschaft 
herausgestellt. Es sei deshalb 
„gut, dass Pädagogen, Polizisten 
und Sozialarbeiter so zahlreich 
im Zeughaus erschienen sind, um 
ihre Klientel noch besser zu ver-
stehen“. Die Aufbruchsstimmung 
und der „Wille zur Veränderung“ 
seien an diesem Tag spürbar 
gewesen.

Beate Roderigo (AJS)

Foto: Peter WindeRund 200 Teilnehmer besuchten das 24. Kinder- und Jugendschutzforum im Zeughaus in Neuss
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Jugendschutztag      
im Kreis Minden-Lübbecke

Am 27. Februar fand der Ju-
gendschutztag im Kreis Minden-
Lübbecke statt. Organisiert wurde 
er vom „Präventiven Rat“, einer 
Arbeitsgruppe von Fachleuten, 
die sich mit der Vorbeugung von 
Sucht und Gewalt und der Umset-
zung des Jugendschutzes im Kreis 
Minden-Lübbecke beschäftigt.

Ziel dieser Veranstaltungen war 
es, den Jugendschutz allgemein 
bekannter zu machen und die 
Kooperation von Jugendämtern 
und Ordnungsämtern im Kreis 
Minden-Lübbecke zu verbessern.  
Die erste Veranstaltung des Tages 
richtete sich an die Institutionen, 
die mit der Umsetzung des Ju-
gendschutzes befasst sind. Aus 
den Städten und Gemeinden des 
Kreisgebiets waren Vertreter der 
Polizei, der Ordnungsämter und 
der Jugendämter anwesend. Die 
bereits bestehende Kooperation 
der Institutionen konnte vertieft 
und neue Netzwerke aufgebaut 
werden. Außerdem wurde über 
gemeinsame Strategien beraten. 

Sebastian Gutknecht (AJS) und 
Peter Schumacher vom Kommis-
sariat Vorbeugung der Polizei re-
ferierten über den „Jugendschutz 
aus pädagogischer Sicht“. Dieser 
Vortrag richtete sich an Pädago-
gen, Lehrer und Mitarbeiter in 
Kinder- und Jugendeinrichtungen. 
Beide Referenten gingen beson-
ders auf das aktuelle Geschehen 
im Kreis Minden-Lübbecke ein 
und zeigten auf, welche gesetz-
lichen Handlungsmöglichkeiten 
es gibt, wenn z. B. der Verdacht 
besteht, auf dem Handy eines Ju-
gendlichen befänden sich gewalt-
verherrlichende oder pornogra-
phische Darstellungen. In der sich 
anschließenden Diskussionsrunde 
über die pädagogischen Hand-
lungsmöglichkeiten ermutigte 
Herr Schumacher die Pädagogen, 
sich bei einem begründeten Ver-
dacht an die Polizei zu wenden. 

Auf großes Interesse stieß der 
Abschlußvortrag von Prof. Dr. 
Hurrelmann, Universität Bie-
lefeld. 250 Interessierte hörten 

einen engagierte Rede zum Thema 
Verwahrlosung von Kindern und 
Jugendlichen. Im ersten Teil gab 
der Referent einen Überblick über 
die gegenwärtige Forschungslage. 
Erschreckend ist der Missstand, 
dass heute immer noch Kinder 
und Jugendliche von ihren Eltern 
körperlich gezüchtigt werden und 
diese Eltern auch der Meinung 
sind, dieses sei ein adäquates Mit-
tel, ihre Kinder zu erziehen. Der 
Referent gab zu bedenken, dass 
Gewalterfahrungen von Kindern 
auch zwangsweise zu gewalttäti-
gen Handlungen führen können. 
Insgesamt nimmt Aggression und 
Gewalt bei Kindern und Jugendli-
chen zu. Bei einer Minderheit der 
jugendlichen Bevölkerung kommt 
es zu einer Zuspitzung und zu im-
mer brutaleren und menschenver-
achtenderen Formen, die äußerst 
beunruhigend sind. Hurrelmann 
nannte als Ursachen die bereits 
oben erwähnten Veränderungen 
in der Familie ebenso, wie auch 
die Veränderungen in der Schule 
und die zunehmende Verfügbar-
keit von elektronischen Medien. 
Welche Wirkungen gewalthaltige 
Darstellungen in den Medien auf 
Kinder und Jugendliche haben, 
ist umstritten und soll in na-
her Zukunft sorgfältig analysiert 
werden.

Die Referenten waren sich 
einig, dass Verbote von gewalthal-
tigen Medien zwar ein Signal der 
Gesellschaft darstellen, dass z. B. 
gewaltverherrlichende Computer-
spiele nicht erwünscht sind, aber 
der Effekt fragwürdig ist. Besser 
ist es, Kinder und Jugendliche zu 
einem angemessenen Umgang mit 
Medien zu erziehen. Ebenso be-
stand Konsens darüber, dass drin-
gend die konsequente Umsetzung 
des bestehenden Jugendschutzge-
setzes zu gewährleisten ist.

Für den Präventiven Rat des 
Kreises Minden-Lübbecke 

Natascha Krüger, 
Burkhard Schäkel

1. Berater scheuen die Öf-
fentlichkeit wie der Teufel das 
Weihwasser.

2. Berater sind heute vor allem 
professionelle Wissens-Recyc-
ler, geschickte Informations-
beschaffer aus dem Wissens-
fonds und Erfahrungsschatz 
ihrer Kunden sowie geniale 
Vereinfacher von vermeintlich 
komplizierten Prozessen.

Die Zunft der Berater

3. Berater für Unternehmen 
oder den öffentlichen Sektor 
werden vor allem eingekauft, 
weil man ihre Hebelfunktion 
und ihre Rücksichtslosigkeit 
bei den gewünschten Refor-
men oder Restruktierungen 
nutzen will.

4. Die Auftraggeber kaufen 
Akzeptanz, Legimitation und 
Loyalität. Berater übernehmen 
oft das Coaching für Manager 
in den Vorstandsetagen.

5. Das größte Defizit der Be-
rater besteht in der Operati-
onalisierung der erarbeiteten 
Lösungen.

6. Zum erfolgreichen Ge-
schäftsmodell gehören der 
rasche Wechsel der Mitarbeiter 
innerhalb der Berater-Branche 
und die Jobrotation in der 
Wirtschaft.

7. Die Berater arbeiten mit 
Nachdruck und Erfolg an der 
„Magie“ der eigenen Bran-
che.

8. In den  Beratungsfirmen 
herrscht ein modernes System 
der Ausbeutung.

9. Das „Up or out“ ist ein 
Druck- und Überwachungs-
instrument. Jeder wird im 
engmaschigen Netz der Befra-
gungen potenziell informeller 
Mitarbeiter.

10. Der Beratungskomplex 
in Deutschland ist noch ein 
perfekt gehütetes Geheimnis, 
aber der Mythos der Branche 
bröckelt.

Thomas Leif
Chefreporter Fernsehen beim SWR 
in Mainz in der Frankfurter Rund-
schau über die einflussreiche und 
klandestine (heimliche/verborgene 
/Red.) Beraterbranche

Gegen Gewalt-
Videos auf Handys

Die CDU-Landtagsfraktion 
will Mobilfunknetz-Betreiber 
und Spielekonsolen-Hersteller 
zu Sperren auf Mobiltelefonen 
von Kindern und Jugendlichen 
verpflichten. Die Eltern sollen die 
Möglichkeit erhalten, die Geräte 
ihrer Kinder für den Empfang 
von Gewalt- und Pornoinhalten 
zu sperren. Der medienpolitische 
Sprecher der CDU-Landtagsfrak-

Jugendpolitik 
stärken

Gegen ein Bild von Jugend, 
das meist defizitär und passiv 
gezeichnet werde, wandte sich 
Jugendminister Armin Laschet 
auf der Vollversammlung des 
Landesjugendringes in Dortmund. 
„Wir brauchen ein realistischeres 
Bild von Jugendlichen, das den 
Ausbau jugendlicher Potentiale 
unterstützt und ausbaut.“ Als 
besondere Probleme, von denen 
Jugendliche betroffen seien, nann-
te der Minister die Situation auf 
dem Ausbildungsmarkt und die 
Medienentwicklung. Neben nega-
tiven Einflüssen böte letztgenannte 
auch Chancen. Als zuständiger 
Integrationsminister würdigte 
Laschet den Beschluss der Voll-
versammlung, die Alevitische 
Jugend NRW e.V. als Anschluss-
verband aufzunehmen.    (jl/AJS)

  www.ljr-nrw.de

tion Thomas Jarzombek kündigte 
im April an, dass die CDU-Frakti-
on die vier großen Mobilfunknetz-
Betreiber sowie die beiden Spiel-
konsolen Hersteller Nintendo und 
Sony dazu verpflichten will, spä-
testens ab 2009 nur noch Geräte 
mit einer entsprechenden Jugend-
schutz-Software zu verkaufen. 

@@
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Prävention im Gesundheitswesen

Ist Vorbeugen immer besser als Heilen?
 In Deutschland wird mehr als zehnmal so 

viel für die Behandlung wie für die Verhinde-
rung von Krankheit ausgegeben. Das ist ein 
Missverhältnis. (...)

Vielen erscheint das kontraproduktiv. Denn 
Vorbeugen ist doch besser als Heilen. Gibt es 
eine Wahrheit, die offensichtlicher zutage läge? 
Zumindest in diesem Punkt scheinen nämlich 
die meisten Betrachter unseres Gesundheitswe-
sens allen sonstigen Differenzen zum Trotz doch 
übereinzustimmen: Einen Schaden gar nicht 
erst entstehen zu lassen, ist doch offensichtlich 
besser und auch billiger als jede Reparatur. 

Ich halte diese Sicht für falsch. Nicht für 
grundsätzlich falsch, aber doch in ihrer All-
gemeinheit falsch. Bitte sehen Sie daher die 
folgenden Ausführungen nicht als einen Angriff 
auf den Präventionsgedanken an sich. Das liegt 
mir völlig fern. Prävention im Gesundheitswe-
sen ist außerdem ein viel zu weites Feld, als dass 
man in 20 Minuten darüber erschöpfend reden 
könnte. Ich sage nur: Nicht alle Hoffnungen, 
die man in eine stärkere Betonung des Präventi-
onsgedankens setzt, werden in Erfüllung gehen. 

Wieso? bzw. wieso nicht? Der Grund für 
meine Skepsis ist ebenso trivial wie unange-
nehm. In einem englischen Andenkenladen 
habe ich dazu einmal einen Aufkleber mit 
folgendem Spruch gesehen: „If you give up 
drinking, smoking and sex, you don‘t live 
longer. It just seems like it.“ 

Das ist natürlich falsch, denn Nichtraucher 
leben nicht nur subjektiv, sondern auch ob-
jektiv länger als andere, enthält aber trotzdem 
einen wahren Kern. Denn auch Nichtraucher 
müssen sterben, genau wie Müsli-Freunde 
oder Anti-Alkoholiker, und eine per Prävention 
verhinderte Krankheit macht uns leider nicht 
unsterblich, wieviele Präventionsverliebte of-
fenbar zu glauben scheinen, sondern in erster 
Linie doch nur Platz für eine andere. 

Indirekte Kosten der Prävention 
Die letztendliche Sterblichkeitsrate bleibt 

immer 100 Prozent, da kann die Medizin 
machen, was sie will. Vielleicht erinnert sich 
noch der eine oder andere hier im Saal an 
eine großangelegte Präventionskampagne 
in den nordbadischen Städten Wiesloch und 
Eberbach, die anfangs der 80er Jahre in der 
deutschen Presse für einige Furore sorgte. Ich 
zitiere aus der FAZ: „Von der fünften Klasse 
an erlernen Schüler die selbständige Blut-
druckkontrolle, Arbeitsgruppen befassen sich 
mit Diät, gesundem Frühstück und Pausenbrot, 

Ärzte unterrichten sogenannte Risikopatienten 
im Wartezimmer.“ Oder wie Ulla Schmidt vor 
einem Jahr in ihrer Rede zu dem geplanten Prä-
ventionsgesetz vor dem Deutschen Bundestag 
formulierte: „Alle sollen die Chance erhalten 
und auch ergreifen, in ihrem Viertel, ihrem 
Stadtteil, im Betrieb, im Kindergarten oder 
in der Schule etwas für sich zu tun, damit es 
ihnen besser geht.“ Fast wörtlich genauso ein 
Vierteljahrhundert früher die Hamburger ZEIT: 
„Die heute in Wiesloch und Eberstadt verkaufte 
Wurst enthält zum Beispiel 25 Prozent weniger 
Salz als früher. Der Fettgehalt der Wurst wurde 
auf sechs bis acht Prozent verringert. Selbst 
Mayonnaise enthält nicht mehr 80 Prozent 
Fett, wie üblich, sondern lediglich 25 Prozent 
[ ... ] Metzgermeister klären Hausfrauen in 
Arztpraxen über ernährungsphysiologisch 
richtige Speisenzubereitung auf, Hoteliers 
setzen Gerichte mit Kalorienangabe auf die 
Speisekarte, Bäcker bieten salzreduzierte und 
ballaststoffreiche Brotsorten an“ usw. – eine 
ganze Stadt beugt vor. 

Nun, ich war zehn Jahre später in Wiesloch 
zu Besuch, und habe die folgende Seite aus 
der dortigen Lokalzeitung für Sie mitgebracht: 
(Referent zeigt Seite mit Todesanzeigen) 

Wie Sie sehen, die Leute in Wiesloch sterben 
immer noch, und sterben sie nicht an Krebs 
A, dann an Krebs B, und sterben sie nicht an 

von noch mehr Prävention zu eher skeptischen 
Ergebnissen gelangen. 

Kaum Kostenreduzierung
Vielleicht kennen einige hier im Saal die 

berühmte Untersuchung von Leu und Schaub 
von der Universität Basel zu Rauchen und 
Gesundheitskosten in der Schweiz. U. a. kamen 
die Autoren darin zu dem Resultat, dass die 
Schweiz langfristig eher mehr statt weniger für 
die Gesundheit ausgeben müsste, wenn es dort 
seit hundert Jahren keine Raucher gäbe. So pa-
radox das auf den ersten Blick auch klingt, aber 
das Gesundheitswesen würde durch ein totales 
Rauchverbot nicht billiger, sondern langfristig 
nur noch teurer (weil nämlich die Kosten, die 
in den Extra-Lebensjahren des Nichtrauchers 
entstehen, die vorher gesparten Ausgaben mehr 
als aufwiegen). Wenn man also ernstnimmt, 
was man immer wieder zu Bonus-Malus beim 
Krankenkassenbeitrag liest, müssten Raucher 
keinen Malus, sondern einen Bonus auf ihren 
Beitrag eingeräumt erhalten (was, nebenbei 
bemerkt, auch die beste Methode wäre, sie von 
diesem Laster ein für alle Mal zu heilen). (...) 

Und diese indirekten Kosten der Prävention 
werden leider nur allzu oft gern übersehen, 
wie in der folgenden Milchmädchenrechnung 
zu den Kosten von Kreislauf-Präventivkuren 
aus dem Deutschen Ärzteblatt: Ein 45jähri-
ger Mann mit mäßig überhöhtem Blutdruck, 
der täglich 20 Zigaretten raucht, wird mit 
33prozentigerWahrscheinlichkeit innerhalb 
der nächsten sechs Jahre einen Herzinfarkt 
erleiden (d. h. pro hundert Männer werden im 
Durchschnitt 32 Infarkte auftreten). An diesen 
Zahlen besteht leider kein Anlass zu zweifeln. 
Dieses Risiko, so rechnen die Autoren, sänke 
nach einer 3.000 Mark teuren Präventivkur auf 
nur noch 4 Prozent. Bei hundert Kuren folgen 
daraus Gesamtkosten von 300.000 Mark. Dem 
stehen durchschnittlich 29 verhinderte Herz-
infarkte gegenüber, mit Therapiekosten pro 
Fall von rund 24.000 Mark, ergibt zusammen 
29 mal 24.000 = 696.000 Mark. Ergo sparen 
solche Kuren den Krankenkassen Geld. Zu-
mindest sieht das auf den ersten Blick so aus. 
Hundert Kuren kosten 300.000 Mark, ersparen 
aber Kosten von 696.000 Mark - ein schein-
barer Nettogewinn für die Krankenkassen von 
396.000 Mark.

In Wahrheit existiert dieser Gewinn aber nur 
in der Phantasie des Deutschen Ärzteblatts. 
Ohne hier einen eventuellen übergeordneten 
Nutzen solcher Kuren zu bestreiten: Kosten 
sparen sie den Krankenkassen vermutlich nicht. 

Kaum ein Ausspruch scheint so gültig zu 
sein, wie der von der Vorbeugung, die 
besser ist als Heilen. Ob ein immer Mehr 
an Prävention billiger ist als jede Reparatur 
(in der Gesundheitshilfe), hinterfragt Walter 
Krämer von der Universität Dortmund. Dort 
lehrt er das Fach Wirtschafts- und Sozi-
alstatistik. Krämer hatte im vergangenen 
Jahr auf dem Kongreß der Hanns-Martin- 
Schleyer-Stiftung und der Heinz-Nixdorf-
Stiftung in Köln zum Thema „Prävention 
auf dem Prüfstand...“ einen vielbeachteten 
Vortrag gehalten, den wir mit Zustimmung 
des Verlags abdrucken (gekürzt).

Krebs, dann an Alzheimer und Herzinfarkt, und 
damit bin ich auch schon bei den Kosten ange-
langt. Ob nämlich die erfolgreiche Prävention 
einer bestimmten Krankheit das Gesundheits-
budget als Ganzes entlastet oder nicht, hängt 
offenbar entscheidend davon ab, was billiger 
ist: die verhinderte Krankheit oder die, die 
man stattdessen kriegt. Das kann man nicht 
am grünen Tisch entscheiden, aber ich kenne 
hier einige sehr seriöse Modellrechnungen, 
die bezüglich des rein ökonomischen Nutzens 
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Allein schon in den sechs Jahren, auf die sich 
die Kalkulation bezieht, und danach erst recht 
können die vor Herzinfarkt bewahrten Männer 
alle möglichen anderen Krankheiten bekom-
men, für die, wären sie am Infarkt verstorben, 
die Kasse keinen Pfennig zahlen müsste. Ein 
oder zwei AIDS-Infektionen unter den Geret-
teten, und von Ersparnis keine Spur.

Nutzen vs. Grenznutzen 
Das war also das erste Argument, warum 

eine Schwerpunktverschiebung der Gesund-
heitspolitik in Richtung Prävention uns weit 
weniger aus der modernen Gesundheitskrise 
hilft, als viele glauben. Ein weiterer ist die 
häufige Verwechslung von Nutzen und Grenz-
nutzen von Prävention. Für die anwesenden 
Ökonomen ist das natürlich trivial, aber es sind 
ja auch viele Nichtökonomen hier. Deshalb 
bitte ich um Verzeihung, wenn ich auf diesem 
simplen Tatbestand so ausführlich herumreite. 
Man kann nämlich durchaus die These vertre-
ten, dass Prävention an sich auch unter Kos-
tenaspekten eine gute Sache sei, aber dennoch 
Zweifel anmelden, ob noch mehr Prävention 
den Nutzen weiter steigert. 

Die Betonung liegt dabei auf „mehr“. Das 
ist keine sprachliche Haarspalterei, sondern 
ein ganz zentraler Punkt. Man kann den Nutzen 
von mehr Prävention durchaus bezweifeln, ohne 
den Gesamtnutzen aller Prävention insgesamt in 
Frage zu stellen. Ein ersatzloser Wegfall etwa 
von Schutzimpfungen und öffentlicher Hygiene 
wäre medizinisch wie auch ökonomisch ein De-
saster. Binnen weniger Jahre würden wir wieder 
wie unsere Vorfahren von Tbc und Typhus, Kin-
derlähmung, Pocken oder Cholera hinwegge-
rafft, und die Bekämpfung dieser Seuchen wäre 
im Vergleich zum eingesparten Vorsorgeauf-
wand vermutlich auch noch sehr viel teurer. (...) 

Das bedeutet aber nicht, dass eine Verdop-
pelung des Aufwands auch den Nutzen verdop-
pelt. Der zusätzliche Ertrag (der „Grenzertrag“ 
im Fachjargon der Ökonomen) nimmt mit stei-
gendem Aufwand eher ab. Jede Extramark für 
Prävention spart immer weniger Behandlungs-
kosten, und trotzt dem Tod zusehends weniger 
Lebensjahre ab. Nach den leichten Siegen über 
die akuten Killerkrankheiten der Vergangenheit 
steht die Medizin heute weit hartnäckigeren 
Feinden gegenüber, sind die heutigen Feldzüge 
nur mit weit höherem Aufwand an Geld und 
Material zu gewinnen, werden Siege, falls über-
haupt, immer mühsamer erkämpft und macht 
der Triumph über die eine Menschheitsgeißel 
in der Regel nur noch Platz für eine andere. 

Die segensreiche Wirkung von Präventions-
maßnahmen insgesamt steht also überhaupt 
nicht zur Debatte. Vor allem deshalb leben 
wir heute an die 80 statt wie früher im Durch-
schnitt 40 Jahre. Aber die Wirkung zusätzlicher 

Präventionsmaßnahmen ist bei weitem nicht 
so klar - eine weitere Verdoppelung unserer 
Lebenserwartung, von 70 bis 80 auf 140 bis 160 
Jahre, ist wegen unserer biologischen und wohl 
auch in Zukunft gültigen Altersgrenze von rund 
120 Jahren wohl völlig ausgeschlossen. (...)

Sonstige Kosten der Prävention 
Also: Der rein medizinische Nutzen jedes 

weiteren Euro für noch mehr Prävention nimmt 
ab. Und das führt dazu, dass viele Heilerfolge 
inzwischen sogar preiswerter durch Therapie 
als durch Prävention erzielbar sind. In den 
USA z. B. hat man einmal die Kosten pro Ex-
tra-Lebensjahr bei verschiedenen Maßnahmen 
gegen Herzinfarkt berechnet, mit folgendem 
Ergebnis: Kardiologische Intensivstation 5000 
Dollar, Notarztwagen 7000 Dollar, Angiogra-
phie mit eventueller Bypassoperation 14.000 
Dollar, vorbeugende Bluthochdruck-Behand-
lung 20.000 Dollar, Belastungstests von asymp-
tomatischen Patienten mit anschließendem 
Szintigramm 39.000 Dollar - Vorbeugen ist hier 
also nicht billiger, sondern erheblich teurer als 
heilen. Ungezählte Menschen werden nämlich 
in Vorsorgeprogrammen geimpft oder mit 
blutdrucksenkenden Medikamenten behandelt, 
die ohnehin die zu verhindernde Krankheit nie 
bekommen hätten. Für diese ist das Geld für die 
Prävention also gewissermaßen zum Fenster hi-
naus geworfen. Bei akuten Fällen dagegen wird 
der Aufwand wirklich nur dort getrieben, wo er 
wirklich nötig ist. Wenn auch die Behandlung 
akuter Fälle pro Patient in der Regel teurer ist 
als Vorbeugung, so ist doch die Fallzahl und 
oft allein schon deshalb auch der Gesamtauf-
wand der Therapie, wie beispielhaft bei der 
Bekämpfung von Masern, erheblich kleiner. 

Und dann ist Prävention an sich oft auch 
nicht ungefährlich. Nicht umsonst ist man etwa 
vielerorts von Schutzimpfungen gegen Keuch-
husten wieder abgekommen, und neuerdings 
raten Ärzte bei Reisen in gewisse Tropenländer 
sogar von der Vorbeugung gegen Malaria ab. 
Andere Vorsorgemaßnahmen sind, wenn nicht 
gefährlich, so doch zumindest unbequem 
(Diät), mindern die Lebensfreude (Verzicht auf 
Alkohol und Nikotin), sind mit lästigen Neben-
wirkungen behaftet, wie viele Medikamente zur 
Senkung des Bluthochdrucks, oder vergällen 
nur das weitere Leben, ohne den Verlauf der 
Krankheit wesentlich zu bremsen, wie oft die 
Früherkennung gegen Krebs. Oder um den 
französischen Literaten Francois de La Roche-
foucault zu zitieren: „Wer allzu viel an seine 
Gesundheit denkt, vertauscht diese nur gegen 
eine äußerst langweilige Krankheit:“ (...) 

Prävention als Zwang 
Es gibt einen letzten Anlass zur Skepsis, 

der steht nicht auf meiner Liste, den habe ich 

mir bis zum Ende aufgehoben. Dieser Punkt 
betrifft die Organisation des Ganzen – wie soll 
Prävention in der Praxis funktionieren? 

Meine letzten Bedenken betreffen also we-
niger das Ob als mehr das Wie der Prävention. 
Prävention verlangt nämlich geradezu nach 
Zwang. Freiwillig hat sie auf dieser schönen 
Erde noch niemals wirklich flächendeckend 
funktioniert, so dass hinter dem Zuckerbrot, 
mit dem man uns gesundes Leben schmackhaft 
machen will, oft eine große Peitsche droht. 
Darüber kann auch die bekannte Kundenfänger-
Kampagne der deutschen Ortskrankenkassen 
mit dem Motto „Prävention macht Spaß“ nicht 
hinwegtäuschen. Prävention macht nämlich 
durchaus keinen Spaß. Mir jedenfalls nicht. Ich 
muss mich zum Zähneputzen genauso zwingen 
wie zur Frühgymnastik oder zum Verzicht auf 
ein weiteres Glas Wein, wenn es mit gerade 
besonders gut schmeckt. Und ich bin nicht der 
Einzige. Trotz aller Aufklärungskampagnen 
essen und trinken die meisten Bundesbürger 
weiterhin zu viel, wir ruinieren unsere Ohren 
in der Diskothek, gehen viel zu spät ins Bett, 
liegen trotz Ozonloch und Hautkrebs im Urlaub 
stundenlang am Strand, kaufen unser Mittages-
sen bei McDonalds statt im Bioladen, fahren 
mit dem Auto und nicht mit der Bundesbahn, 
und tun auch sonst von morgens bis abends 
Dinge, die wir eigentlich nicht tun dürften, 
wenn die Verhinderung von Tod und Krankheit 
wirklich unser höchstes Streben wäre. (...) 

Was soll man dagegen tun? Natürlich sieht 
auch ein Liberaler, als den Sie mich inzwischen 
sicher identifiziert haben, bestimmte Zwangs-
maßnahmen durchaus ein. Das ist z. B. immer 
dann der Fall, wenn Prävention sogenannte 
„externe Effekte“ hat, wie das im Fachjargon 
der Ökonomen heißt. Ein Paradebeispiel sind 
Schutzimpfungen, denn hier schützt man durch 
Prävention nicht nur sich selbst, sondern auch 
andere. Hier ist die Frage „Prävention ja oder 
nein“ eben nicht jedermanns eigenes Bier, 
hier ist auch nach dem liberalen Credo Zwang 
durchaus erlaubt. Aber ich habe auch schon 
Schlagzeilen gelesen wie “Krebsärzte fordern: 
Vorsorge als Pflicht“ – und das geht mir ein-
deutig zu weit. An Krebs hat sich schließlich 
meines Wissens noch niemals jemand ange-
steckt.  (...)

Gesundheit als Eigentum des Staates? Damit 
will ich den Präventionsverfechtern hierzulande 
durchaus keine totalitären Tendenzen unterstel-
len. Aber die Gefahr ist nicht von der Hand zu 
weisen. Hier kämpfen offensichtlich gewisse 
Zwangsbeglücker von der linken und der rechten 
Seite unseres Politikspektrums Hand in Hand, 
und der Liberale steht einsam in der Mitte. (...) 

Prof. Dr. Walter Krämer
Universität Dortmund
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 Neue Bücher 
 heiß empfohlen:

Andrea Buskotte: 
Gewalt in der Partnerschaft. 
Ursachen – Auswege – Hilfen
Patmos Verlag Düsseldorf 2007, 
180 Seiten, 14,90 Euro

Alles Wissenswerte zum Tabuthe-
ma „häusliche Gewalt“ finden sie 
in diesem kenntnisreichen Buch. 
Gut lesbar und spannend durch 
viele Fallbeispiele ist es die fun-
dierte Basislektüre. 

Strohhalm e.V. (Hg.):
Jedes Kind auf der Erde ist ein 
Wunder. 
Band 1: Interkultureller Kontext 
für Prävention, Beratung und 
Elternbildung bei sexuellem Miss-
brauch.
Verlag mebes & noack Köln 2007, 
160 Seiten, 15,50 Euro
Königin Silvia von Schweden hat 
diesem Buch den Titel gegeben. 
Mit ihrer Organisation childhood 
foundation macht sie sich stark für 
die interkulturelle Präventionsar-
beit der Berliner Fachstelle Stroh-
halm e.V. Das Buch ist mit seinen 
Fachaufsätzen unverzichtbar für 
die interkulturelle Ausrichtung 
der Arbeit.

Innocence in Danger & Bundes-
verein zur Prävention von sexuel-
lem Missbrauch (Hg.):
Mit einem Klick zum nächsten 
Kick. Aggression und sexuelle 
Gewalt im Cyberspace.
Verlag mebes & noack Köln 2007, 
144 Seiten, 12,50 Euro
In diesem wichtigen Buch bilden 
die Ergebnisse der ersten deut-
schen Studie zu Aggression, Psy-
choterror und sexualisierter Ge-
walt im Internet den Hintergrund 
für Berichte aus der Praxis – vor 
allem für Beratung, Elternarbeit 
und Fortbildung. Wichtig!

Präventiver Kinder- und 
Jugendschutz
Unter diesem Titel hat das Baye-
rische Landesjugendamt ein „Ge-
samtkonzept“ herausgebracht. Das 
Konvulut mit 240 Seiten (DIN 
A 4) beinhaltet Ausführungen 
über die Grundlagen und Hand-
lungsfelder des Kinder- und Ju-
gendschutzes. Außerdem werden 
„Vollzugshinweise zum Jugend-
schutzgesetz“ und „Empfehlungen 
von Bußgeldern nach dem Jugend-
schutzgesetz“ abgedruckt. Wegen 
des Bezugs wenden Sie sich an 
das Bayerische Landesjugendamt, 
Postfach 400260, 80702 München, 
Fax: 089/1261-2280 oder         
   poststelle@zbfs-blja.bayern.de.

Faltblatt
Claudia Bundschuh: 
Kinder schützen. Eine Informa-
tion für Gruppenleiter/innen 
verbandlicher Jugendgruppen.
Hrsg.: Bund der Deutschen Katho-
lischen Jugend (BDKJ)- Landes-
verband NRW
In Zusammenar-
beit mit der Kath. 
Landesarbeitsge-
meinschaft Kin-
der- und Jugend-
schutz NW e.V., 
Salzstraße 8, 
48143 Münster,
Tel. 0251/54027

Arbeitsbuch zur 
Medienkompetenz

Der WDR und das Medien-
zentrum Rheinland haben einen 
umfangreichen Ringordner zum 
Thema „Netzwerk Medienkompe-
tenz des WDR – Radio, Fernsehen, 
Internet und was dahintersteckt“ 
herausgegeben. Es ist ein Arbeits-
buch mit Unterrichtsmaterialien 
für die Sekundarstufe II (250 

Seiten, DIN A 4). In Kapitel 11 
werden Fragen des Jugendme-
dienschutzes behandelt. Weitere 
Hinweise und Bezug unter

 www.schlauer.wdr.de.

Beim Medienprojekt Wup-
pertal sind neue Videoproduktio-
nen für Jugendliche erschienen, zu 
Themen wie „Schulverweigerer“, 
„Integration“ und „Suchtproble-
men“. Die aktuellen Produktionen 
sind in einer Broschüre verzeich-
net, die unter der Faxnummer 
0202/446 86 91 oder unter 

 info@medienprojekt-wupper-
tal.de bestellt werden kann.

Über den 39. Mülheimer Kon-
greß des NRW-Realschullehrer-
verbandes ist eine Dokumentation 

 Aus der Bundesstelle
 und den Landesstellen

Bundesarbeitsgemeinschaft Kinder- 
und Jugendschutz (BAJ) e.V.
Zeitschrift Kind, Jugend, Gesell-
schaft
1/07: Frühe Bildung schützt!
2/07:  Kindeswohl(gefährdung) und  
 Frühe Prävention
Fax: 030/400 403-33 
      kjug@bag-jugendschutz.de

Kath. LAG Kinder- und Jugendschutz 
NW e.V.
Zeitschrift Thema Jugend
2/07: Prävention im Querschnitt
Hauptsache Prävention oder der 
Prävention vorbeugen?
Fax: 0251/51 86 09
      thema-jugend@t-online.de

Aktion Jugendschutz Bayern (AJ)
Zeitschrift Pro Jugend
1/07: Spiel ohne Grenzen? –  
Computerspiele in der Diskussion
2/07: Cannabis im Blick –  
Konsummuster und Konzepte zur 
Frühinterbention
Fax: 089/12 15 73 – 99
      info@aj-bayern.de

Aktion Jugendschutz  
Baden-Württemberg e.V.
Zeitschrift ajs informationen
1/07: Jugendarbeitsschutz 
(ein Hemmschuh?)
Fax: 0711/2 37 37 – 30 
     info@ajs-bw.de

Landesstelle Kinder- und Jugend-        
schutz Sachsen-Anhalt e.V.  
Das Handy-Projektebuch
Ideen, Anregungen und Beispiele für 
die medienpädagogische Arbeit
Fax: 0391 - 73 46 2 47 
      jugendschutz@jugend-lsa.de

Aktion Kinder- und Jugendschutz 
Schleswig – Holstein (AKJS)

Arbeitshilfe: Chancen nutzen –
Interkulturelle Erziehung und 
Bildung in der Grundschule  
Medi Kuhlemann
Fax: 0431/8 90 79      
      info@akjs-sh.de

erschienen. Themenschwerpunkte 
sind Fragen über die Medienge-
sellschaft, Mediengewalt und 
Phänomene bei der Handy-
nutzung. Anfragen an den Real-
schullehrerverband NRW, 40210 
Düsseldorf, Tel.: 0211/164 09 71

Broschüre Kinderarmut be-
kämpfen – die Zukunft unserer 
Gesellschaft sichern erhältlich u.a. 
beim Deutschen Kinderschutz-
bund NRW,  

 info@dksb-nrw.de

Broschüre Kinderschutz als 
Aufgabe der Offenen Ganztags-
schule – 8 Empfehlungen für die 
Praxis, ebenfalls Herausgeber 
Deutscher Kinderschutzbund 
NRW,      info@dksb-nrw.de

Buch Mediale Sozialisation 
und Bildung – Methoden und 
Konzepte medienpädagogischer 
Projekte (Handbuch 2), heraus-
gegeben von Jürgen Lauffer und 
Renate Röllecke, GMK, Bielefeld, 
Fax 0521/6 77 27,

 gmk@medienpaed.de

@@

@@

@@

@@

@@

@@

@@

@@

@@
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  Bestellschein
Gültig ab 3. Quartal 2007

2. Auflage

Absender:

Datum         Unterschrift /    Stempel /     Tel.:

Anzahl Arbeitshilfe/Bezeichnung  Einzelgebühr € Gesamtgebühr €

Gesamt-
exemplare

9. Auflage

3. Auflage

2. Auflage

Zahlungsweise (bitte ankreuzen)

FÜR PRIVATPERSONEN: 
q Briefmarken beiliegend   
q Überweisung zeitgleich mit der Bestellung (Vermerk: „AJS-Materialien“) auf u. a. Konto

q FÜR INSTITUTIONEN ETC.: 
Die Gebührensumme wird nach Erhalt der Materialien innerhalb von 14 Tagen auf das 
Konto 27 902 972, Stadtsparkasse Köln (BLZ 370 501 98) überwiesen.

Versand- und Portokosten sind in der jeweiligen Schutzgebühr enthalten.

Neu!

3. Auflage

3. Auflage

Zwischensumme
-       % Rabatt

Zwischensumme

Neu!

2. Auflage

JU-INFO AJS (Hg.) Jugendschutz-Info Antworten auf die wichtigsten Fragen rund um das  0,50    
 Jugendschutzgesetz und den Jugendmedienschutzstaatsvertrag, 0
 32 S., (DIN A6 Postkartenformat)

JuSchG Das Jugendschutzgesetz 2,20
 Gesetzestext mit Erläuterungen zu den Regelungsbereichen. 0
 Broschüre herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen, 52 S.   

DREH Drehscheibe: Rund um die Jugendschutzgesetze 00,90
 Komprimiertes Wissen auf „spielerische Art“ vermittelt. Alles Wichtige zum JuSchG, JArbSchG,    
 KindArbSchV, FSK, USK, ASK. Herausgegeben vom Drei-W-Verlag, Essen

FESTE BAJ (Hg.)  
 Feste Feiern und Jugendschutz 1,00
 Tipps und rechtliche Grundlagen zur Planung und Durchführung von erfolgreichen Festen. 16 S.

Handys AJS (Hg.)  
 Gewalt auf Handys 01,00
 Neue Phänomene bei der Handynutzung von Kindern und Jugendlichen, 16 S.

ComSpiel AJS (Hg.)  
 Computerspiele – Fragen und Anworten 00,50
 Informationen für Eltern, 16 S.

KiK AJ Bayern (Hg.)  
 Kinder im Kino 00,20
 Eine Information für Eltern, Faltblatt, 12 S.

MOB AJS (Hg.)      
 Mobbing unter Kindern und Jugendlichen 2,20   
 Das Arbeitsheft gibt Hinweise für den Umgang mit Mobbern und Mobbingopfern, 36 S.  

DOC28 AJS (Hg.)  
 Materialien zum Thema: Gewalt und Gewaltprävention 07,50
 Sammlung von Texten aus Wissenschaft, Praxis, Politik und Journalistik, 491 S.,  

 SXM AJS (Hg.) 
 Gegen sexuellen Mißbrauch an Mädchen und Jungen Ein Ratgeber für Mütter  01,50   
 und Väter über Symptome, Ursachen und Vorbeugung der sexuellen Gewalt an Kindern. 52 S.

PRÄS AJS (Hg.)  
 Sexueller Mißbrauch an Mädchen und Jungen – Reader 02,00 
 Sichtweisen und Standpunkte zur Prävention, 152 S.

TÄT AJS (Hg.)     
 An eine Frau hätte ich nie gedacht...! 01,50
 Frauen als Täterinnen bei sexueller Gewalt gegen Mädchen und Jungen, 24 S.

 AJS (Hg.) 
SiSu Sicher Surfen 00,30
 Sicherheitsregeln für Kinder gegen Pädosexuelle im Internet, Faltblatt, 6 S.

KiAl AJS (Hg.) 
 Kinder und Alkohol 00,50
 Tips für Mütter und Väter zur Suchtvorbeugung, 12 S.

BtMG Betäubungsmittelgesetz und Hilfen 0,60
 Zusammenfassende Darstellung der wichtigsten §§ und ihre Anwendungen, sowie die Grund- 0   
 straftatbestände und Strafbestimmungen. Gesetzliche Hilfsmöglichkeiten. 8 S.

ECST Ecstasy-Faltblatt 0,60
 Eine Information für Eltern, Lehrer und Erzieher über Ausmaß, Wirkungen und Folgen der  0   
 Party-Droge „E“, 8 S.

IDRO Illegale Drogen 0,60
 Tabellarische Übersicht über Wirkungen und Gefahren, 8 S. 0

BauSt MFJFG (Hg.)  
 Bausteine für Jugendarbeit und Schule zum Thema  10,00
 „Sogenannte Sekten und Psychogruppen“, 306 S.

 Folgende Rabatte werden auf die Gesamtmenge aller oben aufgeführten Titel     
 gewährt:

 ab 10 Expl. 5 %  •  ab 25  Expl. 10 %  •  ab 50 Expl. 20 %  •  ab 100 Expl. 25 %  •  ab 500 Expl. 30 % 

  

Test it! Faltblatt: - Problematische Sekten / Psychokulte, AJS / IDZ, 3. Aufl. 6 S.   –– ––

Test it! Faltblatt: - Psychomarkt, AJS / IDZ 2002, 6 S.   –– ––

SST Selbstsicherheitstrainings für Mädchen und Jungen – Ja! Aber richtig..., LKA/AJS (Hg.) 6 S.  ––   ––

  Gebührensumme (Euro)                          

17. Auflage



16

K 11449     Postvertriebsstück     Entgelt bezahlt: DP AG
DREI-W-VERLAG  •  Postfach 18 51 26  •  45201 Essen

●

Die letzte Seite

●

●

●

●

●

 Ausblick

„Killerspiele“ demnächst aus Bayern?
Sie gehören zu den heftigsten Kritikern sogenannter Killerspiele: Bayerische Politiker for-

dern seit Jahren ein Totalverbot, allen voran Innenminister Günther Beckstein. Manchmal ist 
die Forderung sicherlich gerechtfertig, oft wirkt sie zu holzschnittartig und populistisch. Moral 
hin, Geschäft her: Jetzt ist Bayern auf den Geschmack gekommen und hat die Bedeutung der 
Spiele-Industrie für den Freistaat erkannt. HEISE ONLINE berichtet, dass sich die Hersteller von 
Computer- und Videospielen mit Wirtschaftsminister Erwin Huber getroffen haben und Bayern 
die „aufstrebende Branche“ gerne in ihrem Land ansiedeln wollen. Und was haben sie zum Ju-
gendschutz gesagt? Das Thema müsse sehr ernst genommen werden, Gewaltspiele hätten aber 
insgesamt nur einen sehr geringen Anteil am Gesamtvolumen.                                                  AJS

Alterskennzeichnungen und EU-Recht
Sind die Alterskennzeichnungen der Freiwilligen Selbstkontrolle (FSK) mit EU-Recht 

vereinbar? Diese Frage hat das Landgericht Koblenz dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
vorgelegt. Für die Koblenzer Richter ist nicht klar, inwieweit nationale Altersfreigaben dem 
Grundsatz des freien Warenverkehrs innerhalb der Europäischen Union entgegenstehen. 
Konkret geht es um einen Rechtsstreit, bei dem ein Internet-Versandhaus DVD und Video-
kassetten ohne deutsche FSK-Alterskennzeichnungen anbietet, statt dessen tragen diese den 
Aufkleber des British Board of Film Classification (BBFC). Das Landgericht meint, dass 
gemäß dem Verhältnismäßigkeitsprinzip geprüft werden müsse, ob dem Jugendschutz auch 
durch eine Alterseinstufung eines anderen EU-Mitgliedlandes Rechnung getragen werden 
könne, selbst wenn die dortige Einstufung „milder“ sei als die deutsche.            heise online

Termine
 22. - 26.08. Gemeinsamer Stand von AJS, Computerspieleprojekt Köln und    
  Institut Spielraum/FH Köln auf der  Cames Convention (Computerspielemesse), 
  Leipzig

 12.09.  4. NRW-Kooperationstag Sucht und Drogen, Dortmund

 25.09. AJS-Workshop „No Blame Approach“, Köln (Noch Plätze frei!)

 11.10.  AJS-Tagung: Theaterpädagogische Projekte zum Kinder- und Jugendschutz,  
  Dortmund

 03.12. 10. Landeskonferenz, Düsseldorf, Landtag

 10.12. 6. Fachforum von IDA, LJR und AJS zum Thema Rechtsextremismus,   
  Dortmund

Gut, dass man wieder mal darüber ge-
sprochen hatte.“

Der Kölner Stadt-Anzeiger über eine 
Podiumsdiskussion zum Thema Jugend-
gewalt

„Dramatischer Lehrermangel herrscht 
in Deutschland: Es fehlen so viele Lehrer 
– letzten Samstag bekam ich sogar einen 
Parkplatz bei IKEA!“

Harald Schmidt in der ARD

„Besser im hillije Kölle als in Heili-
gendamm“

Kölns OB Fritz Schramma Kommen-
tierung auf das Lob von Außenminister 
Frank-Walter Steinmeier, dass der 31. 
Evangelische Kirchentag ohne Gewalt, 
Zaun und Stacheldraht diskutiere (vom 
6. bis 10. Juni 2007 in Köln)

„Der Zugang zu den Spielen ist völlig 
unproblematisch und leichter, als eine Fla-
sche Wodka an der Tankstelle zu kaufen.“

Der Soziologe Klaus Allerbeck zu den 
Ergebnissen seiner Studie der Frankfur-
ter Universität über die Altersbeschrän-
kungen für Online-Computerspiele

„Das neue Berliner Werteforum hat ein 
zentrales Ziel: Ein neues Fundament für 
Jugendschutz und Erziehung zu legen.“

Textentwurf für das geplante Diskussi-
onsforum „Berliner Werteforum“ mit 
Vertretern/-innen des Jugendmedien-
schutzes

„Zudem seien pro Jahr 3300 Tote zu 
beklagen, die durch Passivrauchen des 
Lebens beraubt worden seien.“

Aus „LWL-Newsletter - Nachrichten  
aus der Koordinationsstelle Sucht“  
Nr. 3/2007 des Landesjugendamtes 
Westfalen-Lippe

„Dass Rauchen Nichtraucher gefährdet, 
ist der endgültige Schlag gegen das Rau-
chen. Trotzdem bleibt es mir fremd, dass 
man zum Schutz der Jugend und der Nicht-
raucher Gesetze erlassen muss. Lasst das 
doch die Raucher selber regeln. Sollten sie 
sich als Ungefährliche selber organisieren, 
sollen sie sich zu einer Minderheit entwi-
ckeln, etwa unter der Club-Bezeichnung: 
Die Unbelehrbaren.“

Der Schriftsteller Martin Walser in sei-
nem Tagebuch Informationen unter 02 21 / 92 13 92-10 oder info@mail.ajs.nrw.de

 www.ajs.nrw.de/termin.html
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